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Kurzfassung 

Photovoltaikanlagen werden aufgrund sinkender Anlagenpreise und staatlicher Fördermaß-

nahmen immer beliebter. Die errichteten Anlagen werden in nahezu allen Fällen an das öf-

fentliche Stromnetz angeschlossen. Die vorliegende Masterarbeit beschäftigt sich mit der 

steuerlichen Behandlung von netzgekoppelten Photovoltaikanlagen. 

Nach einer kurzen Einführung in die technischen Grundlagen der Photovoltaik sowie in die 

Nutzungstypen und Fördermöglichkeiten werden die ertrag- und umsatzsteuerlichen Aspekte 

von Photovoltaikanlagen in bereits bestehenden (Gewerbe-)Betrieben erläutert. Danach wird 

die steuerliche Beurteilung von Photovoltaikanlagen in der Land- und Forstwirtschaft be-

trachtet. Abhängig von der erzeugen Strommenge und dem eigenen Stromverbrauch (privat 

und land- und forstwirtschaftlich) kann eine Photovoltaikanlage dem land- und forstwirtschaft-

lichen Betrieb oder der Privatsphäre zugeordnet werden, einen land- und forstwirtschaftli-

chen Nebenbetrieb oder einen eigenen Gewerbebetrieb begründen. 

Ein weiterer Schwerpunkt der Arbeit liegt in der Untersuchung der steuerlichen Behandlung 

von Photovoltaikanlagen im privaten Bereich. Der Betrieb einer Photovoltaikanlage auf oder 

neben Einfamilienhäusern kann bei regelmäßiger Stromeinspeisung in das öffentliche 

Stromnetz ertragsteuerlich und umsatzsteuerlich ein Unternehmen begründen. Dafür ist nach 

der in dieser Arbeit vertretenen Auffassung das Verhältnis der mit der Anlage insgesamt er-

zeugten Strommenge zum eigenen Stromverbrauch entscheidend. Nach einer aktuellen Ent-

scheidung des EuGH kommt es hingegen nur darauf an, dass dauerhaft Strom gegen Ent-

gelt in das Stromnetz eingespeist wird. 
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Abstract 

Due to the declining prices and the government subsidies, photovoltaic systems are becom-

ing more and more attractive. Nearly every photovoltaic system is connected to the public 

electrical network and therefore, this master thesis deals with the taxation of network-

connected photovoltaic systems. 

Firstly, the author gives a short overview of the photovoltaic technology and reviews different 

system types before presenting possible subsidies for installation of photovoltaic systems. 

Further, this thesis shows the aspects of income tax and value added tax related to photovol-

taic systems in existing companies. Additionally, the author deals with the taxation of photo-

voltaic systems in agriculture and forestry. Depending on the total quantity of generated elec-

tricity and the electricity consumption (for private purposes and for purposes of the agricul-

ture and forestry business), a photovoltaic system can be assigned to the agricultural and 

forestry business or to the private area, or even can constitute an agricultural and forestry 

subsidiary or an independent business. 

Additionally, the author also puts emphasis on the taxation of photovoltaic systems installed 

on or adjacent to privately used houses. The operation of a photovoltaic system on or adja-

cent to a privately used house with regularly electricity feed into the public network can con-

stitute an economic activity in regard to income tax and value added tax. In this case, the 

ratio of the total electricity generated by a photovoltaic system to the total private electricity 

consumption should be crucial, but this opinion is untenable due to the current decision of 

the European Court of Justice. According to the European Court of Justice it is only relevant, 

that electricity is supplied to the network in exchange for income on a continuing basis. 
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1 Einleitung 

In Zeiten steigender Energiepreise werden die Selbstversorgung mit Energie und die Unab-

hängigkeit vom Energiemarkt immer attraktiver. Photovoltaikanlagen bieten auch privaten 

Haushalten die Möglichkeit, ihren eigenen Strombedarf ganz oder teilweise selbst zu decken. 

Sie helfen Stromkosten zu sparen und erzeugen dabei umweltfreundlichen Strom.1 Deutliche 

Preisreduktion bei den Anlagen und Förderungen führten in den letzten Jahren zu einer 

enormen Zunahme der installierten Photovoltaikanlagen. Im Jahr 2012 wurden in Österreich 

ca. 13.200 Anlagen neu installiert, das entspricht einer Leistung von 175,7 MWpeak. Im Ver-

gleich zum Jahr davor hat sich die neu installierte Leistung mit einer Steigerungsrate von 

91,7 % nahezu verdoppelt. Dieses Wachstum ist mit 175,5 MWpeak fast ausschließlich den 

netzgekoppelten Anlagen zuzuschreiben.2 

Diese Masterarbeit beschäftigt sich mit der steuerlichen Behandlung von netzgekoppelten 

Photovoltaikanlagen in bereits bestehenden (Gewerbe-)Betrieben, in der Land- und Forst-

wirtschaft sowie im privaten Bereich. Insbesondere widmet sich die Arbeit der Frage, ob bei 

Photovoltaikanlagen, die auf oder neben Einfamilienhäusern betrieben werden, die entgeltli-

che Einspeisung von selbsterzeugtem Strom in das öffentliche Stromnetz ertragsteuerlich 

und umsatzsteuerlich ein Unternehmen begründet. Da sich die österreichische Finanzverwal-

tung und die Gerichte diesbezüglich uneinig waren, wurde diese Frage in einer aktuellen 

EuGH-Entscheidung geklärt. Die vorliegende Arbeit nimmt auf diese Entscheidung Bezug, 

präsentiert aber auch einen davon unabhängigen Lösungsansatz. 

Als Grundlage für die Untersuchung werden im Kapitel 2 zunächst die technischen Grundla-

gen der Photovoltaik beschrieben und die Nutzungstypen von Photovoltaikanlagen sowie die 

Fördermöglichkeiten solcher Anlagen in Österreich dargestellt. Kapitel 3 beschäftigt sich mit 

der Eingliederung von Photovoltaikanlagen in bereits bestehende (Gewerbe-)Betriebe, deren 

ertragsteuerliche Auswirkungen sowie die umsatzsteuerliche Behandlung. 

Da immer mehr Landwirte Photovoltaikanlagen im Bereich ihrer land- und forstwirtschaftli-

chen Betriebe installieren, wird im Kapitel 4 die ertrag- und umsatzsteuerliche Behandlung 

von Photovoltaikanlagen in der Land- und Forstwirtschaft erläutert. Es gilt die Frage zu be-

antworten, ob die Stromproduktion zum privaten Bereich oder zum land- und forstwirtschaft-

lichen Betrieb gehört, oder ob sie womöglich einen land- und forstwirtschaftlichen Nebenbe-

trieb oder sogar einen eigenständigen Gewerbebetrieb begründet. 

                                                 
1  Hörtnagl-Seidner, Umsatzsteuerliche Behandlung von Photovoltaikanlagen, RdW 2010, 114. 
2  Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie, Innovative Energietechnologien in Österreich – 

Marktentwicklung 2012 (2013) 85. 
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Kapitel 5 bildet das Kernstück dieser Arbeit. Es untersucht, ob netzgekoppelte Photovoltai-

kanlage im privaten Bereich, die gelegentlich oder regelmäßig den produzierten Strom ganz 

(Volleinspeisung) oder teilweise (Überschusseinspeisung) in das öffentliche Netz gegen Ent-

gelt einspeisen, die Kriterien eines ertragsteuerlichen Gewerbebetriebes und umsatzsteuerli-

chen Unternehmens erfüllen. Zudem wird auf die steuerliche Behandlung von Dachsanie-

rungen, die im Zuge der Errichtung einer Auf-Dach-Photovoltaikanlage durchgeführt werden, 

eingegangen. 

Im Kapitel 6 werden die Ergebnisse der Arbeit zusammengefasst und im Anschluss daran 

werden Schlussfolgerungen gezogen. 
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2 Allgemeines zu Photovoltaikanlagen 

Dieses Kapitel gibt zunächst einen kurzen Überblick über die technischen Grundlagen der 

Photovoltaik. Danach werden die Nutzungstypen (netzgekoppelte Photovoltaikanlagen und 

Inselanlagen) sowie die Fördersituation von Photovoltaikanlagen in Österreich beschrieben. 

2.1 Technische Grundlagen 

Die Photovoltaik ist die direkte Umwandlung der Sonnenenergie in elektrische Energie mit 

Hilfe von Solarzellen. Diese Umwandlung baut auf dem Prinzip des sogenannten Photoeffek-

tes auf, der 1839 von Alexandre Becquerel entdeckt wurde.3 

Eine Solarzelle besteht aus Halbleitern und wandelt bei Belichtung einen Teil des auf sie 

auftreffenden Lichtes in Elektrizität (Gleichstrom) um.4 Das meist verwendete Material für 

Solarzellen ist Silizium, welches nach Sauerstoff das zweithäufigst vorkommende Element 

auf der Erde ist.5 Die wichtigsten Arten von Solarzellen sind: 

• Monokristalline Zellen bestehen aus nur einem Kristall und haben daher eine homo-

gene Zellenoberfläche.6 

• Polykristalline Zellen bestehen aus mehreren Kristallen und besitzen unterschiedli-

che Kristallstruktur. Ihre Herstellung ist einfacher und kosten-

günstiger als bei monokristallinen Zellen.7 

• Dünnschichtzellen sind kostengünstiger in der Herstellung, da nur hauchdünne 

Schichten des Halbleitermaterials (meist amorphes Silizium) auf 

einen billigen Träger aufgedampft werden.8 

Da die Leistung einer einzelnen Solarzelle sehr niedrig ist, werden mehrere Solarzellen am 

häufigsten in Serie zu einem Solarmodul geschaltet9 und zum Schutz vor Umwelteinflüssen 

in einem Gehäuse zusammengefasst.10 Mehrere aufgestellte und zusammengeschaltete 

Solarmodule werden als Solargenerator bezeichnet.11 

                                                 
3  Haselhuhn, Photovoltaik – Gebäude liefern Strom6 (2010) 13. 
4  Häberlin, Photovoltaik – Strom aus Sonnenlicht für Verbundnetz und Inselanlagen2 (2010) 1. 
5  Quaschning, Regenerative Energiesysteme6 (2009) 173. 
6  Haselhuhn, Photovoltaik – Gebäude liefern Strom6 (2010) 17. 
7  Haselhuhn, Photovoltaik – Gebäude liefern Strom6 (2010) 19. 
8  Häberlin, Photovoltaik – Strom aus Sonnenlicht für Verbundnetz und Inselanlagen2 (2010) 114. 
9  Wesselak/Schabbach, Regenerative Energietechnik (2009) 149. 
10  Häberlin, Photovoltaik – Strom aus Sonnenlicht für Verbundnetz und Inselanlagen2 (2010) 125. 
11  Seltmann, Photovoltaik: Strom ohne Ende4 (2009) 31. 
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Nach Art der Aufstellung der Photovoltaikanlage werden Auf-Dach-Anlagen, Fassadenanla-

gen, Freiflächenanlagen und gebäudeintegrierte Photovoltaikanlagen unterschieden. Ge-

bäudeintegrierte Photovoltaikanlagen übernehmen neben der Stromproduktion zusätzlich 

eine Gebäudefunktion wie Wetterschutz, Sonnenschutz oder andere konstruktive Aufga-

ben.12 

Da die Solarzellen, wie bereits erwähnt, Gleichstrom erzeugen, muss dieser in haushaltsüb-

lichen Wechselstrom (230 Volt Wechselspannung) umgewandelt werden. Dies geschieht in 

einem Wechselrichter.13 Danach kann der von der Photovoltaikanlage produzierte Strom im 

Haushalt genutzt, in Akkumulatoren gespeichert oder in das Ortsnetz eingespeist werden. 

Photovoltaikanlagen werden entweder als netzgekoppelte Anlagen oder als Inselanlagen 

betrieben. Diese Nutzungstypen werden in den Kapiteln 2.2 und 2.3 näher erläutert. 

Die maximale Leistung einer Photovoltaikanlage wird in kWpeak angegeben. Bei derzeitigem 

Stand der Technik liegt die zu erwartende mittlere Jahresproduktion einer Photovoltaikanlage 

in Österreich bei 900 bis 1000 kWh pro kWpeak.
14 

2.2 Netzgekoppelte Photovoltaikanlagen 

Netzgekoppelte Photovoltaikanlagen speisen die erzeugte Energie in das Stromnetz eines 

Netzbetreibers ein,15 d.h. sie können nur dort eingesetzt werden, wo ein Zugang zum öffent-

lichen Stromnetz vorhanden ist. Abhängig davon, ob der gesamte produzierte Strom oder 

nur der im Haushalt nicht verbrauchte Strom in das Ortsnetz eingespeist wird, wird zwischen 

Volleinspeisung und Überschusseinspeisung unterschieden. Durch die Einspeisung des er-

zeugten Stroms erspart sich der Anlagenbetreiber die sehr hohen Kosten, die bei einer Spei-

cherung in Akkumulatoren anfallen. Beim heutigen Stand der Technik sind netzgekoppelte 

Photovoltaikanlagen bereits ab einer Anlagengröße von 0,1 kWpeak ausführbar.16 

2.2.1 Volleinspeisung 

Bei der Volleinspeisung wird die gesamte produzierte Energie in das öffentliche Stromnetz 

eingespeist. Der für den eigenen Haushalt benötigte Strom wird wiederum gänzlich aus dem 

Ortsnetz bezogen. Wie aus der Abbildung 1 ersichtlich ist, verfügt die Anlage über zwei se-

parate Stromzähler. Der Einspeisezähler misst die erzeugte und der Bezugszähler die bezo-

                                                 
12  Klima- und Energiefonds, Photovoltaik-Fibel 2012, in: http://www.klimafonds.gv.at/assets/Uploads/PV-

Fibel/PhotovoltaikFibel2012.pdf, vom 30.1.2013. 
13  Seltmann, Photovoltaik: Strom ohne Ende4 (2009) 32. 
14  Photovoltaic Austria Federal Association, Leistung, in: http://www.pvaustria.at/content/page.asp?id=64, vom 

30.1.2013. 
15  Häberlin, Photovoltaik – Strom aus Sonnenlicht für Verbundnetz und Inselanlagen2 (2010) 259. 
16  Häberlin, Photovoltaik – Strom aus Sonnenlicht für Verbundnetz und Inselanlagen2 (2010) 258. 
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gene Energie. Die Verrechnung erfolgt genauso wie die Messung getrennt. Der Grund für 

eine Volleinspeisung ist die Inanspruchnahme einer Tarifförderung. Dabei wird der gesamte 

erzeugte Strom zum höheren Fördertarif verkauft (zu Tarifförderungen siehe Kapitel 2.4.2). 

und der benötigte Strom zum niedrigeren Marktpreis eingekauft.17 

 

Abbildung 1: Volleinspeisung18 

2.2.2 Überschusseinspeisung 

Bei der Überschusseinspeisung, auch Netzparallelbetrieb genannt, wird die erzeugte Energie 

vorrangig für die Deckung des eigenen Strombedarfs verwendet. Produziert die Anlage mehr 

Strom als im Haushalt verwendet wird, wird der überschüssige Anteil in das Ortsnetz einge-

speist. Wird mehr Strom gebraucht als erzeugt, wird dieser aus dem Ortsnetz bezogen.19 

Aus der Abbildung 2 ist ersichtlich, dass es bei dieser Betriebsart nur einen Stromzähler gibt. 

Der Zähler läuft vorwärts, wenn Strom aus dem Netz bezogen wird und rückwärts, wenn der 

Stromüberschuss in das Netz eingespeist wird.20 

                                                 
17  Häberlin, Photovoltaik – Strom aus Sonnenlicht für Verbundnetz und Inselanlagen2 (2010) 260 sowie Stock-

inger, Ökonomischer Vergleich verschiedener Energiesysteme für Haushalte am Beispiel eines Niedrigpas-
sivhauses, Masterarbeit an der Universität für Bodenkultur Wien (2011) 32, nach Krimmling, Erneuerbare 
Energie – Einsatzmöglichkeiten, Technologien, Wirtschaftlichkeit (2009). 

18  Einsiedler Solartechnik GmbH, Anlagearten, in: http://www.einsiedler-
solar.at/CMS/page,main,130.html?menu=18&submenu=163, vom 31.1.2013. 

19  Stockinger, Ökonomischer Vergleich verschiedener Energiesysteme für Haushalte am Beispiel eines Nied-
rigpassivhauses, Masterarbeit an der Universität für Bodenkultur Wien (2011) 33, nach Krimmling, Erneuer-
bare Energie – Einsatzmöglichkeiten, Technologien, Wirtschaftlichkeit (2009). 

20  Häberlin, Photovoltaik – Strom aus Sonnenlicht für Verbundnetz und Inselanlagen2 (2010) 260. 
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Abbildung 2: Überschusseinspeisung21 

2.3 Inselanlagen 

Photovoltaische Inselanlagen sind nicht mit dem elektrischen Versorgungsnetz verbunden22 

und dienen gänzlich der Deckung des eigenen Strombedarfs. Diese Photovoltaikanlagen 

sind dort zu finden, wo eine Stromversorgung durch das öffentliche Netz aus wirtschaftlichen 

oder technischen Gründen nicht möglich ist, z.B. bei Berghütten und anderen abgelegenen 

Gebäuden.23 Anders als netzgekoppelte Photovoltaikanlagen benötigt eine Inselanlage einen 

Energiespeicher in Form von Akkumulatoren.24 Des Weiteren wird ein Laderegler gebraucht, 

der dafür sorgt, dass der Akkumulator nicht überladen werden kann.25 Die Abbildung 3 zeigt 

ein Schema einer solchen Inselanlage. 

                                                 
21  Einsiedler Solartechnik GmbH, Anlagearten, in: http://www.einsiedler-

solar.at/CMS/page,main,130.html?menu=18&submenu=163, vom 31.1.2013. 
22  Wesselak/Schabbach, Regenerative Energietechnik (2009) 168. 
23  Stockinger, Ökonomischer Vergleich verschiedener Energiesysteme für Haushalte am Beispiel eines Nied-

rigpassivhauses, Masterarbeit an der Universität für Bodenkultur Wien (2011) 32, nach Krimmling, Erneuer-
bare Energie – Einsatzmöglichkeiten, Technologien, Wirtschaftlichkeit (2009). 

24  Seltmann, Photovoltaik: Strom ohne Ende4 (2009) 36 und Wesselak/Schabbach, Regenerative Energietech-
nik (2009) 168. 

25  Häberlin, Photovoltaik – Strom aus Sonnenlicht für Verbundnetz und Inselanlagen2 (2010) 220. 
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Abbildung 3: Inselanlage26 

 

Es sei angemerkt, dass die Frage der Besteuerung bei Inselanlagen eine geringe Rolle 

spielt, da keine Energie verkauft wird. Allerdings kann sich bei Inselanlagen, z.B. bei gewerb-

lich betriebenen Berghütten, die Frage des Vorsteuerabzugs und der ertragsteuerlichen Ab-

schreibung stellen. 

2.4 Förderungen 

In Österreich gibt es für Photovoltaikanlagen derzeit zum einen die Tarifförderung, bei der 

der erzeugte Strom zu einem über dem Marktpreis liegenden Preis verkauft werden kann, 

und zum anderen die Investitionsförderung, ein nicht rückzahlbarer Zuschuss zu den Investi-

tionskosten. Anlagen bis zu einer Größe von 5 kWpeak werden i.d.R. durch Investitionszu-

schüsse und Anlagen über 5 kWpeak durch Tarifförderung gefördert. Für eine Tarifförderung 

oder eine Investitionsförderung des Bundes bzw. der meisten Länder ist eine Verbindung der 

Anlage mit dem öffentlichen Stromnetz Voraussetzung. 

2.4.1 Investitionsförderung 

Der Bund sowie manche Länder und Gemeinden gewähren Investitionsförderungen für Pho-

tovoltaikanlagen. 

                                                 
26  Einsiedler Solartechnik GmbH, Anlagearten, in: http://www.einsiedler-

solar.at/CMS/page,main,130.html?menu=18&submenu=163, vom 31.1.2013. 
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Bundesweit fördert der Klima- und Energiefonds die Errichtung von netzgekoppelten Photo-

voltaikanlagen in privaten Haushalten. Im Rahmen der Förderaktion „Photovoltaik-Anlagen 

2013“ stehen insgesamt 36 Mio. Euro als Förderbudget zur Verfügung, mit welchem rund 

24.000 Projekte in ganz Österreich gefördert werden können. Bevor ein Antrag auf Förde-

rung gestellt werden kann, ist eine Registrierungsnummer für das umgesetzte Projekt erfor-

derlich.27 

Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der Förderung sind, neben der Neuinstallation im 

Netzparallelbetrieb (Überschusseinspeisung), die überwiegend private Nutzung (mehr als 

50 % der Gebäudefläche muss privat genutzt werden), die Montage und Installation der An-

lage durch eine Fachfirma, ein ordnungs- und bestimmungsmäßiger Betrieb der Anlage für 

mindestens 10 Jahre28 und keine Inanspruchnahme der Tarifförderung laut Ökostromge-

setz.29 Es gibt keine Beschränkung hinsichtlich der Größe der Anlage, gefördert wird aller-

dings nur bis zu maximal 5 kWpeak.
30 

Die Ausbezahlung der Förderung erfolgte nach Vorlage der Endabrechnung in Form eines 

nicht rückzahlbaren Pauschalbetrags.31 Folgende Tabelle listet die Höhe der möglichen För-

derung: 

Tabelle 1: Investitionsförderung 2013 des Klima- und Energiefonds32 

Art der Photovoltaikanlage Höhe der Förderpauschale 

Freiflächen-/Auf-Dach-Anlage 300,00 Euro pro kWpeak 

Gebäudeintegrierte Photovoltaikanlage 400,00 Euro pro kWpeak 

 

Zu dieser Förderaktion dürfen keine zusätzlichen Landes- oder Gemeindeförderungen in 

Anspruch genommen werden.33 

                                                 
27  Klima- und Energiefonds, Leitfaden Photovoltaik-Anlagen 2013, in: 

http://klimafonds.gv.at/assets/Uploads/Downloads-Frderungen/Photovoltaik_Geb_Kraftwerk/Leitfaden-PV-
2013.pdf, vom 29.5.2013. 

28  Klima- und Energiefonds, Leitfaden Photovoltaik-Anlagen 2013, in: 
http://klimafonds.gv.at/assets/Uploads/Downloads-Frderungen/Photovoltaik_Geb_Kraftwerk/Leitfaden-PV-
2013.pdf, vom 29.5.2013. 

29  Klima- und Energiefonds, Häufig gestellte Fragen – FAQ „Photovoltaik-Anlagen 2013“, in: 
http://www.publicconsulting.at/uploads/faq_pv2013.pdf, vom 29.5.2013. 

30  Klima- und Energiefonds, Leitfaden Photovoltaik-Anlagen 2013, in: 
http://klimafonds.gv.at/assets/Uploads/Downloads-Frderungen/Photovoltaik_Geb_Kraftwerk/Leitfaden-PV-
2013.pdf, vom 29.5.2013. 

31  Klima- und Energiefonds, Leitfaden Photovoltaik-Anlagen 2013, in: 
http://klimafonds.gv.at/assets/Uploads/Downloads-Frderungen/Photovoltaik_Geb_Kraftwerk/Leitfaden-PV-
2013.pdf, vom 29.5.2013. 

32  Klima- und Energiefonds, Leitfaden Photovoltaik-Anlagen 2013, in: 
http://klimafonds.gv.at/assets/Uploads/Downloads-Frderungen/Photovoltaik_Geb_Kraftwerk/Leitfaden-PV-
2013.pdf, vom 29.5.2013. 
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Die Förderungen der Bundesländer sind unterschiedlich ausgestaltet. Einige Länder, wie z.B. 

Salzburg und Wien bieten Investitionsförderungen in Form von nicht rückzahlbaren Zuschüs-

sen an, andere fördern Photovoltaikanlagen im Zuge der Wohnbauförderung (Kärnten und 

Niederösterreich). In der Steiermark gibt es die Möglichkeit einer Direktförderung und einer 

Wohnbauförderung. Burgenland, Oberösterreich, Tirol und Vorarlberg gewähren derzeit kei-

ne Landesförderung für Photovoltaikanlagen.34 

2.4.2 Tarifförderung 

Das Ökostromgesetz 201235 und die dazugehörige aktuelle Ökostrom-Einspeisetarif-

verordnung 201236 regeln die Tarifförderung für Photovoltaikanlagen. Gefördert werden An-

lagen mit einer Leistung von über 5 kWpeak
37 bis höchstens 500 kWpeak

38. Dabei wird für den 

in das Netz eines Netzbetreibers eingespeisten Strom ein Fördertarif gewährt.39 

Die aktuellen Einspeisetarife sind in der ÖSET-VO 2012 festgesetzt. Gemäß § 16 Abs. 1 

ÖSG 2012 gelten die Tarife für einen Zeitraum von 13 Jahren ab Vertragsabschluss. Bei der 

Gewährung der Fördertarife wird zwischen Photovoltaikanlagen, die ausschließlich an oder 

auf einem Gebäude angebracht sind (Auf-Dach-Anlagen), und Photovoltaikanlagen, die auf 

hierfür geeigneten Freiflächen angebracht sind (Freiflächenanlagen), unterschieden. Bei An-

tragsstellung und Vertragsabschluss im Jahr 2013 liegt der Einspeisetarif für Auf-Dach-

Anlagen bei 18,12 Cent pro kWh und für Freiflächenanlagen bei 16,59 Cent pro kWh. 

Für Auf-Dach-Anlagen wird zusätzlich ein Investitionszuschuss für die Errichtung in Höhe 

von 30 % der Investitionskosten, höchstens jedoch 200 Euro pro kWpeak, gewährt. Die Tarif-

förderungen werden über die OeMAG Abwicklungsstelle der Ökostrom AG ausbezahlt. 

Gemäß § 23 Abs. 3 Z 1 ÖSG 2012 steht für die Tarifförderung von Photovoltaikanlagen im 

Jahr 2013 ein Förderbudget in Höhe von 8 Mio. Euro jährlich über den Förderzeitraum von 

13 Jahren zur Verfügung. Über dieses Förderbudget hinaus steht ein sogenannter „Resttopf“ 

zur Verfügung, bei dem der Netzparitätstarif von 18 Cent pro kWh gewährt wird. 

                                                                                                                                                         
33  Klima- und Energiefonds, Leitfaden Photovoltaik-Anlagen 2013, in: 

http://klimafonds.gv.at/assets/Uploads/Downloads-Frderungen/Photovoltaik_Geb_Kraftwerk/Leitfaden-PV-
2013.pdf, vom 29.5.2013. 

34  Dazu Photovoltaic Austria Federal Association, in: http://www.pvaustria.at/content/default.asp, vom 
29.5.2013. 

35  ÖSG 2012, BGBl. I Nr. 75/2011; dieses ersetzt das ÖSG 2002. 
36  ÖSET-VO 2012, BGBl. II Nr. 307/2012. 
37  § 12 Abs. 2 Z 3 ÖSG 2012. 
38  § 20 Abs. 3 Z 4 ÖSG 2012. 
39  Photovoltaic Austria Federal Association, Fördersituation Österreich, in: 

http://www.pvaustria.at/content/page.asp?id=70, vom 28.1.2013. 
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3 Photovoltaikanlagen im Rahmen eines bestehenden 
Betriebes 

In diesem Kapitel wird die steuerliche Behandlung von Photovoltaikanlagen im betrieblichen 

Bereich erläutert. Der Betreiber der Photovoltaikanlage ist in diesem Fall sowohl im ertrags-

teuerlichen als auch im umsatzsteuerlichen Sinne bereits „Unternehmer“, d.h. die Photovol-

taikanlage wird im Rahmen eines bestehenden Betriebes oder im Zuge eines neu zu eröff-

nenden Betriebes errichtet, um den eigenen Strombedarf ganz oder teilweise zu decken 

(z.B. ein Handwerksbetrieb errichtet eine Photovoltaikanlage auf dem Dach eines Betriebs-

gebäudes). Die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe werden hier ausgenommen, sie wer-

den im Kapitel 4 behandelt. 

3.1 Ertragsteuerliche Behandlung 

Der Betreiber der Photovoltaikanlage ist ertragsteuerlich bereits „Unternehmer“, wenn er 

schon vor Inbetriebnahme der Anlage betriebliche Einkünfte erzielt oder durch Neugründung 

eines Betriebes betriebliche Einkünfte erzielt bzw. voraussichtlich erzielen wird. 

Wenn eine Photovoltaikanlage auf einem Betriebsgebäude bzw. auf einem Betriebsgrund-

stück errichtet wird und der erzeugte Strom ganz (Volleinspeisung) oder teilweise (Über-

schusseinspeisung) in das öffentliche Stromnetz eingespeist bzw. verkauft wird, müssen 

zahlreiche ertragsteuerliche Aspekte beachtet werden. Der Betrieb einer netzgekoppelten 

Photovoltaikanlage wirkt sich direkt auf die Betriebseinnahmen und -ausgaben und damit auf 

die Höhe der Einkünfte aus. 

3.1.1 Zugehörigkeit der Photovoltaikanlage zum Gewerbebetrieb 

Unter einem „Betrieb“ versteht man eine selbständige organisatorische Einheit. Der VwGH 

definiert Betriebe als „Zusammenfassung menschlicher Arbeitskraft und sachlicher Produkti-

onsmittel zu einer organisatorischen Einheit“.40 Ertragsteuerlich liegt ein Betrieb nur dann 

vor, wenn er der Erzielung von Einkünften dient.41 Unabhängig von der Gewinnermittlungsart 

wird der Gewinn betriebsbezogen ermittelt.42 Das gilt auch, wenn ein Betrieb aus mehreren 

Teilbetrieben oder Betriebsstätten besteht.43 

Bei netzgekoppelten Photovoltaikanlagen stellt sich die Frage, ob diese Teil des übrigen Be-

triebes sind, oder ob dadurch ein eigenständiger Betrieb oder zumindest Teilbetrieb begrün-
                                                 
40  VwGH 18.7.1995, 91/14/0217. 
41  EStR 2000, Rz. 409. 
42  Jakom/Marschner, EStG6, § 4 Rz. 1. 
43  EStR 2000, Rz. 409. 
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det wird. Ob ein einheitlicher Betrieb oder mehrere selbständige Betriebe vorliegen, ist vor 

allem für das Vorliegen einer selbständigen Einkunftsquelle und die Liebhabereibeurtei-

lung,44 für die Begünstigung von Veräußerungsgewinnen gem. § 24 EStG und bei 

Umgründungen von Bedeutung.45 

Von einem einheitlichen Betrieb ist die Rede, wenn ein enger organisatorischer, wirtschaftli-

cher oder technischer Zusammenhang zwischen den (Teil-)Betrieben besteht. Dabei kommt 

es auf das Ausmaß der objektiven organisatorischen, wirtschaftlichen und finanziellen Ver-

flechtung zwischen den einzelnen Betriebsbereichen an. Folgende Merkmale deuten auf 

einen einheitlichen Betrieb hin: 46 

• Wirtschaftliche Über- und Unterordnung zwischen den Betrieben, 

• Hilfsfunktion eines Betriebes gegenüber dem anderen, 

• Einheitliche Betriebsaufschrift sowie räumliche Verflechtung, 

• Verwendung gleicher Rohstoffe, gleicher Anlagen und desselben Personals, 

• Einheitliches Leistungsprogramm sowie räumliche Nähe. 

Nicht gleichartige Tätigkeiten können ebenfalls einen einheitlichen Betrieb bilden, wenn sie 

geeignet sind, einander zu ergänzen.47 

Errichtet und betreibt ein gewerblicher Unternehmer eine Photovoltaikanlage auf seinem 

Betriebsgebäude bzw. auf einem Betriebsgrundstück, kann davon ausgegangen werden, 

dass ein enger organisatorischer, technischer und wirtschaftlicher Zusammenhang des Ge-

werbebetriebes mit dem Betrieb der Photovoltaikanlage besteht. Wenn die Anlage auf einem 

Gebäude bzw. Grundstück errichtet wird, welches von dem Betrieb gemietet wird, besteht 

dieser Zusammenhang ebenfalls. Wird mit dem erzeugten Strom der benötigte Strombedarf 

des Betriebes gedeckt und nur der Überschuss in das öffentliche Stromnetz eingespeist bzw. 

verkauft (Überschusseinspeisung), stellt die Photovoltaikanlage eine Hilfsfunktion für den 

Gewerbebetrieb dar. Dies gilt allerdings auch für den Fall der Volleinspeisung. Die Photovol-

taikanlage wird primär errichtet, um den eigenen Strombedarf ganz oder teilweise zu decken 

bzw. unabhängig von Energieversorgungsunternehmen zu sein. Die Volleinspeisung wird 

i.d.R. nur gewählt, wenn eine Tarifförderung in Anspruch genommen werden soll. Insofern 

erfüllt die Photovoltaikanlage bei Volleinspeisung die gleiche Hilfsfunktion für den Betrieb wie 

bei Überschusseinspeisung. 

                                                 
44  LRL 2012, Rz. L 7; VwGH 23.5.1996, 93/15/0215, 0216 sowie VwGH 25.2.2004, 2000/13/0092. 
45  Jakom/Marschner, EStG6, § 4 Rz. 5. 
46  EStR 2000, Rz. 411 sowie VwGH 22.11.1995, 94/15/0154. 
47  EStR 2000, Rz. 411; VwGH 7.6.1983, 82/14/0291 sowie VwGH 15.11.1994, 90/14/0194. 
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Errichtet und betreibt eine Privatperson eine Photovoltaikanlage im Bereich des Eigenhei-

mes, ist bei der Abgrenzung zwischen privater und gewerblicher Stromproduktion nach An-

sicht der Finanzverwaltung48 eine den Privatverbrauch dauerhaft deutlich übersteigende 

Stromproduktion (um mehr als 50 %) erforderlich. Der Betrieb einer Photovoltaikanlage 

durch einen Land- und Forstwirt stellt ertragsteuerlich einen eigenständigen Gewerbebetrieb 

dar, wenn die Stromproduktion über dem Eigenbedarf (privat und land- und forstwirtschaft-

lich) liegt, wobei der Verbrauch nicht in der Land- und Forstwirtschaft überwiegt. Zusätzlich 

wird vorausgesetzt, dass die Energie überwiegend für betriebliche Zwecke (land- und forst-

wirtschaftlicher Betrieb und Einspeisung in das öffentliche Netz) verwendet wird.  

Ob die Stromerzeugung durch einen Gewerbebetrieb wesentlich niedriger oder wesentlich 

höher als dessen Stromverbrauch ist, könnte für die Beantwortung der Frage des einheitli-

chen Betriebes ebenfalls eine Rolle spielen. Ist die Stromerzeugung durch den Gewerbebe-

trieb niedriger oder nicht wesentlich höher als dessen Stromverbrauch, so kann man von 

einem einheitlichen Betrieb ausgehen. Wenn die Stromproduktion wesentlich höher ist als 

der Stromverbrauch, z.B. mindestens doppelt so hoch, spielt die Selbstversorgung des Ge-

werbebetriebes mit Strom eine untergeordnete Rolle. In diesem Fall könnte ein eigenständi-

ger Betrieb begründet werden. 

Eine Mitunternehmerschaft kann nur einen einzigen Betrieb und somit Einkünfte aus nur ei-

ner der drei betrieblichen Einkunftsarten haben. Ist die Personengesellschaft im Vordergrund 

gewerblich tätig, so sind weitere voneinander abgrenzbare Tätigkeiten einheitlich zu beurtei-

len, also ebenfalls gewerblich („Abfärbetheorie“).49 Demzufolge gehört der Betrieb einer Pho-

tovoltaikanlage bei einer Mitunternehmerschaft zu diesem einheitlichen Betrieb. Hierfür muss 

keine gesonderte Beurteilung vorgenommen werden. 

3.1.2 Exkurs: Selbständige Arbeit und Betrieb einer Photovoltaikanlage 

Ein Steuerpflichtiger kann nicht nur einen oder mehrere Betriebe innerhalb der gleichen 

Einkunftsart haben,50 er kann auch mehrere Betriebe mit unterschiedlichen Einkunftsarten 

haben.51 Betreibt ein Freiberufler eine netzgekoppelte Photovoltaikanlage, so treffen selb-

ständige und gewerbliche Einkunftsarten aufeinander. Grundsätzlich sind solche Tätigkeiten 

getrennt zu beurteilen, wenn kein enger sachlicher und wirtschaftlicher Zusammenhang be-

steht.52 Nur wenn ein enger sachlicher und wirtschaftlicher Zusammenhang besteht, ist ein 

                                                 
48  Erlass des BMF, GZ BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012. 
49  EStR 2000, Rz. 5832; Doralt, EStG11, § 4 Tz. 32 und kritisch Doralt/Kauba, EStG10, § 23 Tz. 205. 
50  VwGH 21.1.1986, 84/14/0057. 
51  Doralt, EStG11, § 4 Tz. 25. 
52  EStR 2000, Rz. 5284; VwGH 5.5.1970, 1894/68 sowie VwGH 15.9.1993, 91/13/0237. 
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einheitlicher Betrieb anzunehmen.53 Zu welcher Einkunftsart der einheitliche Betrieb dann 

gehört, richtet sich nach der überwiegenden Tätigkeit,54 die anhand des Umsatzes oder des 

Gewinnes ermittelt werden kann. Ist der Betrieb der Photovoltaikanlage der selbständigen 

Tätigkeit untergeordnet, so liegt insgesamt eine einheitliche selbständige Tätigkeit vor.55 

3.1.3 Photovoltaikanlage als Betriebsvermögen 

Wirtschaftsgüter sind alle im wirtschaftlichen Verkehr nach der Verkehrsauffassung selb-

ständig bewertbaren Güter jeder Art.56 Ein Wirtschaftgut kann zum Privatvermögen oder zum 

Betriebsvermögen gehören. Eine Photovoltaikanlage stellt zweifellos ein Wirtschafsgut dar. 

Wird die Photovoltaikanlage im Rahmen eines Gewerbebetriebes betrieben, so gehört sie 

zum Betriebsvermögen. Damit sind alle mit der Photovoltaikanlage verbunden Einnahmen 

und Ausgaben Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben.57 Des Weiteren werden durch die 

Zugehörigkeit der Photovoltaikanlage zum Betriebsvermögen Wertänderungen des Wirt-

schaftgutes steuerwirksam.58 

Wird der erzeugte Strom teilweise zur Deckung des betrieblichen Strombedarfs und teilweise 

zur Deckung des privaten Strombedarfs verwendet, so wird die Photovoltaikanlage gemischt 

genutzt. Aufgrund des Aufteilungsverbotes für gemischt genutzte bewegliche Wirtschaftsgü-

ter, kann sie grundsätzlich nur entweder Betriebsvermögen oder Privatvermögen sein.59 Im 

Fall einer gemischten Nutzung, ist auf die überwiegende Nutzung abzustellen. Bei überwie-

gender betrieblicher Nutzung stellt die Photovoltaikanlage Betriebsvermögen dar.60 

3.1.4 Betriebseinnahmen aus dem Betrieb der Photovoltaikanlage 

Betriebseinnahmen sind alle betrieblich veranlassten Zugänge in Geld oder Geldeswert.61 

Dabei genügt bereits ein mittelbarer Zusammenhang mit der betrieblichen Tätigkeit.62 Laut 

Mayr liegt eine Einnahme nur dann vor, wenn sie auf Gewinnrealisierung gerichtet ist.63 Ne-

ben den Einnahmen aus dem Grundgeschäft gehören zu den Betriebseinnahmen auch Ein-

                                                 
53  EStR 2000, Rz. 5285. 
54  VwGH 9.7.1997, 96/13.0185. 
55  VwGH 13.3.1997, 95/15/0124. 
56  EStR 2000, Rz. 452; VwGH 12.1.1983, 82/13/0174; VwGH 28.2.1989, 89/14/0035; VwGH 22.1.1992, 

90/13/0242 sowie VwGH 5.8.1992, 90/13/0138. 
57  EStR 2000, Rz. 460. 
58  EStR 2000, Rz. 463. 
59  VwGH 18.1.1983, 82/14/0100; VwGH 10.7.1996, 96/15/0124; dazu kritisch Stoll in Gassner/Pointner, Bilanz 

und Rechnungswesen (1981) 266. 
60  VwGH 29.5.1985, 83/13/0136 sowie VwGH 19.11.1998, 96/15/0051. 
61  VwGH 18.1.1983, 82/14/0076; VwGH 17.10.1991, 89/13/0261 sowie VwGH 22.3.2006, 2001/13/0289. 
62  VwGH 17.1.1989, 88/14/0010. 
63  Mayr, Zufluss und Einnahmen – Eine Begriffsverwirrung, RdW 1999, 176. 
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nahmen aus Hilfsgeschäften64 und Nebengeschäften65. Hilfsgeschäfte kommen im Gefolge 

von Grundgeschäften vor und ermöglichen diese, d.h. dass es ohne Grundgeschäft auch 

keine Hilfsgeschäfte geben kann. Nebengeschäfte kommen im Randbereich von Grundge-

schäften vor und gehören eigentlich zu einem anderen Tätigkeitsbereich.66 Der Betrieb einer 

Photovoltaikanlage ist typischerweise ein Nebengeschäft, wenn die Photovoltaikanlage pri-

mär dazu dient, den Strombedarf des Betriebes zu decken. Betriebseinnahmen resultieren 

sowohl bei Voll- als auch bei Überschusseinspeisung, wenn Strom verkauft wird. Der im Be-

trieb unmittelbar verbrauchte Strom führt hingegen nicht zu Betriebseinnahmen, sondern 

aufgrund des verringerten Stromzukaufs zu einer Ersparnis an Betriebsausgaben. 

3.1.5 Betriebsausgaben aus dem Betrieb der Photovoltaikanlage 

Betriebsausgaben sind gemäß § 4 Abs. 4 EStG die Aufwendungen und Ausgaben, die durch 

den Betrieb veranlasst sind. Sie müssen „aus betrieblichen Gründen“ anfallen,67 dabei ist die 

Verkehrsauffassung von Bedeutung.68 Wie bei den Betriebseinnahmen ist auch bei den Be-

triebsausgaben ein mittelbarer Zusammenhang mit dem Betrieb ausreichend.69 Es werden 

sofort abzugsfähige Betriebsausgaben und aktivierungspflichtige Aufwendungen, die im We-

ge der Absetzung für Abnutzung (AfA) gemäß §§ 7 und 8 EStG geltend gemacht werden, 

unterschieden.70  

Sowohl beim Betrieb netzgekoppelter Photovoltaikanlagen, als auch bei Inselanlagen, die 

z.B. gewerblich betriebene Berghütten mit Strom versorgen, können sofort abzugsfähige 

Betriebsausgaben anfallen, die den Gewinn des Gewerbebetriebes schmälern. Dazu zählen 

z.B. Reparatur- und Instandhaltungsaufwand, Versicherungsaufwand für die Anlage sowie 

Zinsen in Zusammenhang mit der Finanzierung der Anlage. Wird bei netzgekoppelten Pho-

tovoltaikanlagen der gesamte erzeugte Strom in das öffentliche Stromnetz eingespeist bzw. 

verkauft (Volleispeisung), hat der Gewerbebetrieb weiterhin Betriebsausgaben in Form von 

Energieaufwand für den bezogenen und im Betrieb benötigten Strom. Im Unterschied dazu 

kommt es bei der Überschusseinspeisung zur Minderung oder sogar zum gänzlichen Wegfall 

des Energieaufwandes für bezogenen Strom. Nur wenn die im Betrieb benötigte Strommen-

ge die aktuell erzeugte Strommenge übersteigt, fallen für den Überschusseinspeiser Be-

triebsausgaben in Form von Energieaufwand an. 

                                                 
64  VwGH 26.4.1989, 89/14/0004. 
65  VwGH 30.6.1967, 259/67. 
66  EStR 2000, Rz 1003 sowie UFS 20.12.2011, RV/0103-K/09. 
67  VwGH 2.10.1968, 1345/67. 
68  VwGH 20.4.1993, 92/14/0232. 
69  VwGH 18.3.1986, 85/14/0156. 
70  EStR 2000, Rz. 1082 sowie Jakom/Marschner, EStG6, § 4 Rz. 274. 
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Der Betrieb einer Photovoltaikanlage kann somit eine Ersparnis an Betriebsausgaben mit 

sich bringen. Diese Ersparnis ist umso niedriger, je größer der Anteil des verkauften Stroms 

ist. Dem stehen allerdings höhere Betriebseinnahmen aus dem Stromverkauf gegenüber. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden: Volleinspeisung bewirkt keine Ersparnis an 

Betriebskosten für bezogenen Strom, jedoch höhere Betriebseinnahmen aus dem Stromver-

kauf als Überschusseinspeisung. Die Überschusseinspeisung führt zu einer Ersparnis an 

Stromkosten, in der Folge allerdings auch zu geringeren Betriebseinnahmen aus dem 

Stromverkauf als eine Volleinspeisung. 

3.1.6 Anschaffungskosten und Nutzungsdauer der Photovoltaikanlage 

Photovoltaikanlagen sind Wirtschaftsgüter, die dazu bestimmt sind, dem Betrieb dauerhaft71 

zu dienen, und die daher zum abnutzbaren Anlagevermögen gehören. Die Anschaffungskos-

ten sind gemäß § 7 EStG gleichmäßig verteilt auf die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer 

abzuschreiben. 

Das EStG enthält keine Definition der Anschaffungskosten. Da aber die allgemeinen und die 

unternehmensrechtlichen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchhaltung im Bereich der An-

schaffungskosten ident sind, gilt die unternehmensrechtliche Definition der Anschaffungskos-

ten auch für die steuerliche Gewinnermittlung.72 Anschaffungskosten nach § 203 Abs. 2 UGB 

sind „Aufwendungen, die geleistet werden, um einen Vermögensgegenstand zu erwerben 

und ihn in einen betriebsbereiten Zustand zu versetzen, soweit sie dem Vermögensgegen-

stand einzeln zugeordnet werden können. Zu den Anschaffungskosten gehören auch die 

Nebenkosten sowie die nachträglichen Anschaffungskosten. Anschaffungspreisminderungen 

sind abzusetzen“. 

Zu den aktivierungspflichtigen Anschaffungskosten bzw. der AfA-Bemessungsgrundlage 

einer Photovoltaikanlage wird der Rechnungsbetrag (bei Vorsteuerabzugsberechtigten ohne 

Vorsteuern) abzüglich Rabatte und sonstige Preisnachlässe gezählt. Des Weiteren gehören 

Kosten zur Herstellung der Betriebsbereitschaft wie z.B. Montage- bzw. Aufstellungskosten 

und Anschlusskosten an das Stromnetz sowie eventuelle Nebenkosten wie z.B. Transport-

kosten und Gebühren73 zu den Anschaffungskosten.74 Subventionen aus öffentlichen Mitteln 

in Form von Investitionsförderungen bzw. Investitionszuschüssen führen zur Kürzung der 

Anschaffungskosten.75 Eine Übertragung stiller Reserven gemäß § 12 EStG auf die Photo-

                                                 
71  VwGH 25.6.1998, 96/15/0251. 
72  VwGH 23.11.1994, 91/13/0111; EStR 2000, Rz. 2164 sowie Doralt/Mayr, EStG6, § 6 Tz. 64. 
73  Z.B. Gebühren für die Erteilung von Genehmigungsbescheiden. 
74  Jakom/Laudacher, EStG6, § 6 Rz. 26 sowie Doralt/Mayr, EStG6, § 6 Tz. 69. 
75  EStR 2000, Rz. 2539ff. 
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voltaikanlage kürzt ebenfalls die Anschaffungskosten. Der investitionsbedingte Gewinnfreibe-

trag gemäß § 10 EStG berührt die AfA-Bemessungsgrundlage nicht.76 

Die Nutzungsdauer ist die Dauer der normalen technischen und wirtschaftlichen Nutzbarkeit 

des Wirtschaftsgutes.77 Maßgebend ist dabei die objektive Möglichkeit der Nutzung und nicht 

der Zeitraum der voraussichtlichen Benutzung durch den Besitzer des Wirtschaftsgutes oder 

andere subjektive Einschätzungen.78 

Laut Herstellerangaben sind viele Modelle von Photovoltaikanlagen 20 Jahre und länger be-

triebsfähig.79 Viele Hersteller übernehmen sogar eine Garantie für eine Lebensdauer von 

mindestens 20 Jahren.80 Die deutsche amtliche AfA-Tabelle für die allgemeinen verwendba-

ren Anlagegüter geht bei Photovoltaikanlagen von einer Nutzungsdauer von 20 Jahren aus.81 

Auch die österreichische Finanzverwaltung legt der AfA eine betriebsgewöhnliche Nutzungs-

dauer von 20 Jahren zugrunde.82 Das dürfte sachgerecht sein. 

3.1.7 Nutzungsentnahme der Photovoltaikanlage und Entnahme von 
Strom für private Zwecke 

Wird die Photovoltaikanlage sowohl betrieblich als auch privat genutzt,83 wobei die betriebli-

che Nutzung überwiegt, zählt sie zum notwendigen Betriebsvermögen. Sämtliche Aufwen-

dungen i.Z.m. der Photovoltaikanlage sind zunächst Betriebsausgaben, die private Nutzung 

ist durch Entnahmen zu berücksichtigen.84 Eine teilweise private Nutzung und Entnahmen 

sind nur bei der Überschusseinspeisung möglich. 

Laut § 4 Abs. 1 dritter Satz EStG sind Entnahmen „alle nicht betrieblich veranlassten Abgän-

ge von Werten“. Entnahmen aus außerbetrieblichen (privaten) Motiven dürfen steuerlich 

nicht wirksam werden. Da jede Entnahme den steuerlichen Gewinn mindert, müssen private 

Entnahmen zum Gewinn hinzugerechnet werden.85 Sie sind gemäß § 6 Z 4 EStG mit dem 

Teilwert im Zeitpunkt der Entnahme anzusetzen. Entnahmen sind auch bei der Gewinner-
                                                 
76  EStR 2000, Rz. 3111 sowie Jakom/Kanduth-Kristen, EStG6, § 7 Rz. 35. 
77  VwGH 20.11.1996, 92/13/0304. 
78  VwGH 7.9.1993, 93/14/0081. 
79  Photovoltaic Austria Federal Association, in: http://www.pvaustria.at/content/page.asp?id=102, vom 

13.03.2013, geht sogar von einer Lebendauer von mindestens 30 Jahren aus. 
80  Modulhersteller ertex solartechnik, in http://www.ertex-solar.at/cms/produkte, vom 13.03.2013, gibt für Ihre 

Produkte eine Leistungsgarantie von 25 Jahren. SolarWorld, in: 
http://www.solarworld.de/produkte/produkte/solarmodule/ueberblick/, vom 13.03.2013, übernimmt für Module 
der neuen Baureihe eine 30-jährige Leistungsgarantie. 

81  Deutsches Bundesministerium für Finanzen, AfA-Tabelle für die allgemein verwendbaren Anlagegüter („AV“), 
Punkt 3.1.6. 

82  Erlass des BMF, GZ BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012. 
83  D.h., dass der erzeugte Strom teilweise der Deckung des betrieblichen und teilweise der Deckung des priva-

ten Strombedarfs des Steuerpflichtigen dient. 
84  VwGH 10.4.1997, 94/15/0211. 
85  Doralt/Mayr, EStG6, § 6 Tz. 327. 
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mittlung nach § 4 Abs. 3 EStG zu berücksichtigen und wirken wie Betriebseinnahmen gewin-

nerhöhend.86 

Im Fall der Photovoltaikanlage kann die private Nutzung auf zwei verschiedenen Arten be-

rücksichtigt werden: Die Photovoltaikanlage (Betriebsvermögen) kann für private Zwecke 

genutzt werden, was zu einer Nutzungsentnahme führt. Zum anderen kann die Verwendung 

des mit der Photovoltaikanlage erzeugten Stroms für private Zwecke als Entnahme von Er-

zeugnissen berücksichtigt werden. 

Wird die private Nutzung der Photovoltaikanlage als Nutzungsentnahme berücksichtigt, so 

sind als Teilwert die mit der privaten Nutzung verursachten Kosten anzusetzen. Diese bein-

halten insbesondere die anteilige AfA, Instandhaltungskosten, Betriebskosten sowie Finan-

zierungsaufwendungen.87 

Wird der erzeugte Strom entnommen, dann hängt der Teilwert der zum Absatz bestimmten 

Waren nicht nur von ihrem Wiederbeschaffungspreis, sondern wesentlich von den voraus-

sichtlichen Verkaufserlösen ab.88 Die Entnahme von Strom für private Zwecke ist deshalb mit 

dem möglichen Verkaufserlös anzusetzen. 

3.2 Umsatzsteuerliche Behandlung 

Nach Art. 2 Abs. 1 MWSt-RL unterliegen der Mehrwertsteuer Lieferungen von Gegenständen 

und Dienstleistungen, die ein Steuerpflichtiger als solcher im Gebiet eines Mitgliedstaats 

gegen Entgelt erbringt.89 Nach der innerstaatlichen Bestimmung des § 1 Abs. 1 Z 1 UStG 

unterliegen der Umsatzsteuer Lieferungen und sonstige Leistungen, die ein Unternehmer im 

Inland gegen Entgelt im Rahmen seines Unternehmens ausführt. 

Während sich der Abschnitt 5.2 mit der Frage beschäftigt, ob der Betrieb einer Photovoltai-

kanlage im privaten Bereich einen steuerbaren Umsatz i.S.d. MWSt-RL und des UStG dar-

stellt und somit ein umsatzsteuerliches Unternehmen begründet, ist in diesem Kapitel davon 

auszugehen, dass die Photovoltaikanlage der Stromversorgung eines Unternehmens dient 

und bereits deshalb dem Unternehmen zuzuordnen ist. 

Unternehmer gemäß § 2 Abs. 1 UStG ist, wer eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit 

selbständig ausübt. Gewerblich oder beruflich ist jede nachhaltige Tätigkeit zur Erzielung von 

Einnahmen, auch wenn die Gewinnerzielungsabsicht fehlt. Der Unternehmerbegriff i.S.d. 

UStG ist von wesentlicher Bedeutung. So sind Leistungen nur steuerbar, wenn sie im Rah-

                                                 
86  VwGH 30.11.1999, 94/14/0158 sowie VwGH 18.1.1963, 1520/62. 
87  VwGH 18.2.1999, 98/15/0192 sowie EStR 2000, Rz. 2477. 
88  EStR 2000, Rz. 2259. 
89  Ruppe/Achatz, UStG4, § 1 Tz. 6. 
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men des Unternehmens ausgeführt werden. Der Vorsteuerabzug steht nur dann zu, wenn 

Leistungen für das Unternehmen ausgeführt werden und der Eigenverbauch gemäß § 3 

Abs. 2 bzw. § 3a Abs. 1a Z 1 UStG ist nur dann relevant, wenn Gegenstände, die dem Un-

ternehmen dienen, für Zwecke außerhalb des Unternehmens entnommen oder verwendet 

werden.90 

Laut § 2 Abs. 1 zweiter Satz UStG umfasst das Unternehmen die gesamte gewerbliche oder 

berufliche Tätigkeit des Unternehmers. D.h., dass sämtliche selbständigen, nachhaltigen, mit 

Einnahmenerzielungsabsicht entfalteten Tätigkeiten einer Person bzw. Personenvereinigung 

eine Einheit bilden. Ein Unternehmer kann somit nur ein Unternehmen haben, obwohl diese 

Person oder Personenvereinigung mehrere Betriebe innehaben bzw. mehrere Tätigkeiten 

ausüben kann (Grundsatz der Unternehmenseinheit).91 Der Betrieb der Photovoltaikanlage 

kann zwar ertragsteuerlich gemeinsam mit anderen Betätigungen ein einheitlicher oder auch 

ein eigenständiger Betrieb sein, umsatzsteuerlich gehört er zu dem einen Unternehmen die-

ser Person. 

3.2.1 Steuerbare Umsätze aus dem Betrieb einer Photovoltaikanlage 

Steuerbare Umsätze aus dem Betrieb einer Photovoltaikanlage entstehen, wenn ein Unter-

nehmer im Rahmen seines Unternehmens den von der Anlage erzeugten Strom ganz (Voll-

einspeisung) oder teilweise (Überschusseinspeisung) in das öffentliche Stromnetz einspeist, 

d.h. gegen Entgelt an ein Energieversorgungsunternehmen abgibt. Der eingespeiste bzw. 

verkaufte Strom stellt eine Lieferung gemäß § 3 Abs. 1 UStG dar. Eine Lieferung setzt vo-

raus, dass eine Leistung i.S.d. § 1 Abs. 1 Z 1 UStG vorliegt, die in der Verschaffung der Ver-

fügungsmacht an einem Gegenstand besteht.92 Elektrizität ist nach Art. 15 Abs. 1 MWSt-RL 

einem Gegenstand gleichgestellt. 

Der im Betrieb bzw. im Unternehmen direkt verbrauchte Strom stellt keine steuerbare Leis-

tung gemäß § 1 Abs. 1 UStG dar. Dieser Strom dient nicht zur Einnahmenerzielung, sondern 

der Versorgung des Betriebes. Solche Tätigkeiten, die lediglich der Selbstversorgung dienen, 

stellen keinen steuerbaren Umsatz i.S.d. UStG dar.93 Wird hingegen der erzeugte Strom für 

private Zwecke des Unternehmers entnommen, liegt der Eigenverbrauchstatbestand nach 

§ 3 Abs. 2 oder nach § 3a Abs. 1a Z 1 UStG vor. Der Eigenverbrauch wird im Abschnitt 3.2.3 

näher erläutert. 

                                                 
90  Ruppe/Achatz, UStG4, § 2 Tz. 120. 
91  Ruppe/Achatz, UStG4, § 2 Tz. 122 sowie Windsteig, in Melhardt/Tumpel, UStG, § 2 Tz. 71. 
92  Pernegger in Melhardt/Tumpel, UStG, § 3 Tz. 3. 
93  Ruppe/Achatz, UStG4, § 2 Tz. 56 sowie Gunacker-Slawitsch, Umsatzsteuerlicher Eigenverbrauch (2007) 47. 



 29 

Bei photovoltaischen Inselanlagen, die gewerblich betriebene Gebäude mit Strom versorgen, 

kann kein steuerbarer Umsatz nach § 1 Abs. 1 Z 1 UStG verwirklicht werden, da kein Strom 

verkauft wird. Wenn ein Teil des Gebäudes privat genutzt und der Strom von derselben In-

selanlage bezogen wird, liegt Eigenverbrauch vor. 

Wird die Photovoltaikanlage im Rahmen eines Kleinunternehmens betrieben, so sind die 

Umsätze von der Umsatzsteuer befreit. Allerdings steht auch kein Vorsteuerabzug für Vor-

leistungen zu. Es handelt sich daher um eine unechte Steuerbefreiung. Kleinunternehmer ist 

gemäß § 6 Abs. 1 Z 27 UStG ein Unternehmer, dessen Umsätze aus entgeltlichen Leistun-

gen und Eigenverbrauch im Veranlagungszeitraum 30.000 Euro nicht übersteigen, wobei 

Hilfsgeschäfte einschließlich Geschäftsveräußerungen außer Betracht bleiben. Durch schrift-

liche Erklärung kann auf die Kleinunternehmerregelung verzichtet werden. Der Verzicht bin-

det für mindestens 5 Jahre und bewirkt die Besteuerung aller Umsätze, auch der aus dem 

Betrieb der Photovoltaikanlage. Der Unternehmer hat dann aber auch ein Recht auf Vor-

steuerabzug.94 

Kommt es zu einem Wechsel von der Kleinunternehmerregelung wegen Überschreiten der 

Umsatzgrenze oder wegen der Ausübung der Optionsmöglichkeit auf die Normalbesteue-

rung, werden die Leistungen des Unternehmers steuerpflichtig und es liegt eine Änderung 

der Verhältnisse vor, die für den Vorsteuerabzug maßgebend waren, da der Unternehmer ab 

sofort das Recht auf Vorsteuerabzug hat. Wenn der Unternehmer von der Normalbesteue-

rung auf die Kleinunternehmerregelung übergeht, liegt ebenfalls eine Änderung der Verhält-

nisse vor, die für den Vorsteuerabzug maßgeblich sind, da der Unternehmer nunmehr kein 

Vorsteuerabzugsrecht hat. In beiden Fälle kann es zu (positiven oder negativen) Vorsteuer-

berichtigungen nach § 12 Abs. 10 und 11 UStG kommen.95 

Bei einer unternehmerisch verwendeten oder genutzten Photovoltaikanlage ist eine Ände-

rung der Verhältnisse, die für den Vorsteuerabzug maßgebend waren, nur befristet zu be-

rücksichtigen. Diese Frist endet gemäß § 12 Abs. 10 UStG mit Ablauf des vierten Kalender-

jahres, das auf das Jahr der erstmaligen Verwendung der Photovoltaikanlage folgt.96 Geht 

der Unternehmer im zweiten, dritten, vierten oder fünften Verwendungsjahr der Photovoltai-

kanlage von der bzw. auf die Kleinunternehmerregelung, so muss er die Vorsteuern i.Z.m. 

der Anschaffung der Photovoltaikanlage berichtigen.97 Bei der Berichtigung ist für jedes Jahr 

der Änderung von einem Fünftel der gesamten Vorsteuern auszugehen.98 Beim Wechsel von 

der Kleinunternehmerregelung auf die Normalbesteuerung kommt es zu einer positiven Vor-
                                                 
94  Ruppe/Achatz, UStG4, § 6 Tz. 441. 
95  Haunold in Achatz/Tumpel, Vorsteuerabzug (2005) 165. 
96  Ruppe/Achatz, UStG4, § 12 Tz. 307. 
97  Haunold in Achatz/Tumpel, Vorsteuerabzug (2005) 158. 
98  UStR 2000, Rz. 2083 sowie Ruppe/Achatz, UStG4, § 12 Tz. 311. 
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steuerberichtigung, d.h. der Unternehmer kann nachträglich einen Teil der Vorsteuern i.Z.m. 

der Anschaffung der Photovoltaikanlage geltend machen. Geht der Unternehmer hingegen 

von der Normalbesteuerung auf die Kleinunternehmerregelung, hat er eine negative Vor-

steuerberichtigung vorzunehmen, d.h. der Vorsteuerabzug muss zu Lasten des Unterneh-

mers berichtigt werden. Kommt es nach Ablauf der Frist zum Übergang von der bzw. auf die 

Kleinunternehmerregelung, besteht keine Vorsteuerberichtigungspflicht bezüglich der Photo-

voltaikanlage. 

3.2.2 Vorsteuerabzug beim Betrieb einer Photovoltaikanlage 

Der Vorsteuerabzug ist das zentrale Element des europäischen Mehrwertsteuersystems99 

und somit auch des österreichischen Umsatzsteuersystems. Er sichert die Wettbewerbsneut-

ralität im Inland.100 Das Recht auf Vorsteuerabzug steht nur einem Unternehmer i.S.d. § 2 

UStG zu.101 Betreibt der Unternehmer eine Photovoltaikanlage, so kann er die bei der An-

schaffung und laufenden Instandhaltung an ihn in Rechnung gestellte Steuer als Vorsteuer in 

Abzug bringen. Eine Leistung gilt nach § 12 Abs. 2 Z 1 lit. a UStG als für das Unternehmen 

ausgeführt, wenn sie für Zwecke des Unternehmens erfolgt. Voraussetzung ist allerdings, 

dass die Leistung mindestens 10 % unternehmerischen Zwecken dient. Wenn diese Bedin-

gung erfüllt ist, kann die Leistung zur Gänze oder nach Maßgabe der unternehmerischen 

Verwendung (§ 12 Abs. 2 Z 1 lit. b UStG) als für das Unternehmen ausgeführt betrachtete 

werden.102 

Dient die Photovoltaikanlage mindestens 10 % unternehmerischen Zwecken, dies ist erfüllt, 

wenn mindestens 10 % der erzeugten Strommenge im Unternehmen verbraucht werden, 

steht dem Unternehmer der volle Vorsteuerabzug zu. Die Verwendung bzw. Nutzung für un-

ternehmensfremde Zwecke wird im Rahmen der Besteuerung des Eigenverbrauches gemäß 

§ 3 Abs. 2 bzw. § 3a Abs. 1a UStG berücksichtigt. 

Wird die Photovoltaikanlage entsprechend der unternehmerischen Verwendung zum Unter-

nehmen zugeordnet, steht der anteilsmäßige Vorsteuerabzug zu. Eine spätere Ausweitung 

der unternehmerischen Nutzung berechtigt nachträglich nicht zum weiteren Vorsteuerab-

                                                 
99  EuGH 5.5.1982, Rs. 15/81, Gaston Schul, Slg. 1982, 1409; EuGH 14.7.1988, Rs. 123/87, Jeunehomme, Slg. 

1988, 4517; EuGH 21.7.1988, Rs. 50/87, Kommission/Frankreich, Slg. 1988, 4797; EuGH 21.3.2000, Rs. C-
110/98, Gabelfrisa, Slg. 2000, I-1577 sowie EuGH 19.9.2000, Rs. C-177/99, Ampafrance, Slg. 2000, I-7013. 

100  Ruppe/Achatz, UStG4, § 12 Tz. 6. 
101  Ruppe/Achatz, UStG4, § 12 Tz. 21 sowie Kollmann/Schuchter in Melhardt/Tumpel, UStG, § 12 Tz. 11. 
102  UStR 2000, Rz. 1902 sowie Ruppe/Achatz, UStG4, § 12 Tz. 115. 
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zug.103 Die anteilige Zuordnung der Photovoltaikanlage ist bis zum Ablauf des Veranla-

gungszeitraumes dem Finanzamt schriftlich mitzuteilen.104 

3.2.3 Eigenverbrauchsbesteuerung 

Wird die Photovoltaikanlage gemischt genutzt, d.h. zur Befriedigung der unternehmerischen 

sowie der privaten Bedürfnisse, kommt für den Teil der Privatnutzung die umsatzsteuerliche 

Eigenverbrauchsbesteuerung zu tragen. Die Eigenverbrauchsbesteuerung ist somit nur bei 

Überschusseinspeisung relevant. Entscheidend für die Besteuerung des Eigenverbrauches 

ist das Ausmaß der unternehmerischen Zuordnung der Photovoltaikanlage.105 Wird die Pho-

tovoltaikanlage zumindest im Ausmaß von 10 % für unternehmerische Zwecke genutzt, ist 

sie grundsätzlich gemäß § 12 Abs. 2 Z 1 lit. a UStG zu 100 % dem umsatzsteuerlichen Un-

ternehmen zuzuordnen. Allerdings hat der Unternehmer auch das Wahlrecht, die Zuordnung 

auf das Ausmaß der tatsächlichen unternehmerischen Verwendung zu korrigieren (§ 12 

Abs. 2 Z 1 lit. b UStG).106 

Gehört die Photovoltaikanlage zur Gänze zum umsatzsteuerlichen Unternehmen, steht der 

volle Vorsteuerabzug zu (siehe im vorherigen Kapitel). Anschließend erfolgt die Besteuerung 

der Privatnutzung als Eigenverbrauch.107 Die Eigenverbrauchsbesteuerung erfolgt demnach 

nur dann, wenn der Gegenstand oder seine Bestandteile zu einem vollen oder teilweisen 

Vorsteuerabzug berechtigt haben. Der Grund für die Besteuerung ist aber nicht allein die 

Korrektur des Vorsteuerabzugs.108 Der zentrale Zweck der Eigenverbrauchsbesteuerung 

liegt darin, den Unternehmer, der Leistungen für Zwecke außerhalb des Unternehmens ver-

wendet, einem Letztverbraucher gleichzustellen, der die entsprechenden Leistungen von 

einem Unternehmer erwirbt.109 Auch die Rechtsprechung des EuGH hebt diesen Zweck des 

Eigenverbrauches immer wieder hervor.110 

Bei einer Photovoltaikanlage stellt sich nun die Frage, ob die private Nutzung der Photovol-

taikanlage bereits auf Ebene der Verwendung der Photovoltaikanlage oder erst später auf 

                                                 
103  EStR 2000, Rz. 1903. 
104  EStR 2000, Rz. 1913 sowie Ruppe/Achatz, UStG4, § 12 Tz. 119. 
105  Moosbauer, Die umsatzsteuerliche Behandlung von Photovoltaikanlagen auf oder neben Eigenheimen von 

natürlichen Personen, Diplomarbeit an der Johannes Kepler Universität Linz (2011) 94, nach Hiller, Die Um-
satzbesteuerung der privaten Nutzung, Entnahme und Veräußerung unternehmerischer Gegenstände, DStR 
2005, 809 (810) sowie Lange, Das Recht auf Vorsteuerabzug, DStR 2004, 1773 (1774ff). 

106  Ruppe/Achatz, UStG4, § 12 Tz. 113/1 sowie Payerer in Berger/Bürgler/Kanduth-Kristen/Wakounig, UStG, § 
12 Rz. 116. 

107  Ruppe/Achatz, UStG4, § 12 Tz. 113/1. 
108  Ruppe/Achatz, UStG4, § 3 Tz. 196. 
109  VfGH 14.12.1978, G 82/78, Ruppe/Achatz, UStG4, § 3 Tz. 195f sowie Gunacker-Slawitsch, Umsatzsteuerli-

cher Eigenverbrauch (2007) 33. 
110  EuGH 27.4.1999, Rs. C-48/97, Kuwait Petroleum, Slg. 1999, I-2323; EuGH 20.1.2005, Rs. C-412/03, Scan-

dic, Slg. 2005, I-734; EuGH 11.12.2008, Rs. C-371/07, Danfoss A/S, Slg. 2008, I-9549. 
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Ebene der Entnahme des umsatzsteuerlichen Gegenstandes Strom besteuern werden 

soll.111 Sowohl die Entnahme gemäß § 3 Abs. 2 UStG des Gegenstandes Strom oder der 

Verwendungseigenverbrauch gemäß § 3a Abs. 1a Z 1 UStG der Photovoltaikanlage für 

Zwecke außerhalb des Unternehmens sind grundsätzlich denkbar.112 Laut Auffassung des 

UFS113 ist für die Privatnutzung einer Photovoltaikanlage der Verwendungseigenverbrauch 

anzusetzen. Peyerl114 und die Finanzverwaltung115 hingegen empfehlen die Eigenver-

brauchsbesteuerung nach § 3 Abs. 2 UStG. 

Entnimmt der Unternehmer den von der Photovoltaikanlage erzeugten Strom teilweise zur 

Deckung des privaten Strombedarfs, liegt ein Entnahmeeigenverbrauch nach § 3 Abs. 2 

UStG vor und somit ein steuerbarer Umsatz gemäß § 1 Abs. 2 UStG. Der Gegenstand Strom 

ist dabei das Objekt des Entnahmeeigenverbrauches. Der Entnahmeeigenverbrauch kommt 

nur dann in Betracht, wenn ein Gegenstand des Unternehmens dauerhaft116 oder sogar end-

gültig117 für nichtunternehmerische Zwecke verwendet wird. Bei Eigenverbrauch von Strom 

und anderen Verbrauchsgütern kommt es stets zu einer dauerhaften und endgültigen Ent-

nahme aus dem Unternehmen, da die Verwendung solcher Gegenstände eher unmöglich 

nur vorübergehend erfolgen könnte.118 Die Bemessungsgrundlage gemäß § 4 Abs. 8 lit. a 

UStG bemisst sich für die Entnahme von selbsthergestellten Gegenständen mangels eines 

Einkaufspreises nach den Selbstkosten119 im Zeitpunkt der Entnahme.120 Die Selbstkosten 

sind nach Gunacker-Slawitsch nur dann heranzuziehen, wenn der Unternehmer keinen 

gleichartigen Gegenstand beschaffen kann, also nur dann, wenn der Gegenstand als Son-

deranfertigung hergestellt wurde.121 

Der Unternehmer könnte den für private Zwecke verwendeten Strom anstelle aus dem eige-

nen Unternehmen zu entnehmen, auch von einem Energieversorgungsunternehmen zukau-

fen. Somit hätte der entnommene Strom einen Einkaufspreis und müsste nicht mit den 

Selbstkosten bewertet werden. Dadurch wird auch verhindert, dass der Unternehmer um-

                                                 
111  Moosbauer, Die umsatzsteuerliche Behandlung von Photovoltaikanlagen auf oder neben Eigenheimen von 

natürlichen Personen, Diplomarbeit an der Johannes Kepler Universität Linz (2011) 95. 
112  Hörtnagl-Seidner, Umsatzsteuerliche Behandlung von Photovoltaikanlagen, RdW 2010, 114 (116). 
113  UFS 7.5.2007, RV/0534-L/05. 
114  Peyerl, Umsatzsteuerliche Beurteilung von Photovoltaikanlagen, SWK 2010, 657 (661). 
115  Erlass des BMF, GZ BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012. 
116  Bürgler in Berger/Bürgler/Kanduth-Kristen/Wakounig, UStG, § 3 Rz. 84. 
117  Ruppe/Achatz, UStG4, § 3 Tz. 199. 
118  Moosbauer, Die umsatzsteuerliche Behandlung von Photovoltaikanlagen auf oder neben Eigenheimen von 

natürlichen Personen, Diplomarbeit an der Johannes Kepler Universität Linz (2011) 96. 
119  Ruppe/Achatz, UStG4, § 4 Tz. 167 sowie Kanduth-Kristen in Berger/Bürgler/Kanduth-Kristen/Wakounig, 

UStG, § 4 Rz. 141. 
120  EuGH 17.5.2001, Rs. C-322/99, Fischer, Slg. 2001, I-4049 sowie Ruppe/Achatz, UStG4, § 4 Tz. 166. 
121  Gunacker-Slawitsch, Umsatzsteuerlicher Eigenverbrauch (2007) 117. 
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satzsteuerlich besser gestellt ist als der Endverbraucher, der seinen Strom von einem Ener-

gieversorgungsunternehmen bezieht. 

Wird die private Nutzung der Photovoltaikanlage nicht auf Ebene der Entnahme des erzeug-

ten Stroms, sondern bereits auf Ebene der Verwendung der Photovoltaikanlage besteuert, 

so ist der Verwendungseigenverbrauch gemäß § 3a Abs. 1a Z 1 UStG maßgebend. Der 

Verwendungseigenverbrauch erfasst die vorübergehende Nutzung von Unternehmensver-

mögen (Gegenständen) für Zwecke außerhalb des Unternehmens durch den Unternehmer 

oder durch Dritte und ist einer sonstigen Leistung gleichgestellt.122 Die Verwendung von Un-

ternehmensgegenständen unterscheidet sich von der Entnahme insbesondere dadurch, 

dass es sich bloß um eine vorübergehende Nutzung dieser Gegenstände für unternehmens-

fremde Zwecke handelt, die Zuordnung zum Unternehmen wird somit nicht gelöst.123 Die 

Bemessungsgrundlage für den Verwendungseigenverbrauch sind die auf die Nutzung des 

Gegenstandes entfallenen Kosten. Dazu zählen die laufenden Kosten (Betriebskosten, 

Instandhaltungskosten etc.) sowie die AfA. Die Kosten, bei denen kein Vorsteuerabzug mög-

lich ist, sind aus der Bemessungsgrundlagen auszuschließen.124 

                                                 
122  Bürgler in Berger/Bürgler/Kanduth-Kristen/Wakounig, UStG, § 3a Rz. 10 sowie Ruppe/Achatz, UStG4, § 3 Tz. 

272f. 
123  Gunacker-Slawitsch, Umsatzsteuerlicher Eigenverbrauch (2007) 120, nach Nieskens in Rau/Dürrwächter, 

UStG, § 3 Rz. 1356. 
124  UStR 2000, Rz 680; Kanduth-Kristen in Berger/Bürgler/Kanduth-Kristen/Wakounig, UStG, § 4 Rz. 145 sowie 

Ruppe/Achatz, UStG4, § 4 Tz. 170f. 
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4 Photovoltaikanlagen in der Land- und Forstwirtschaft 

Photovoltaikanlagen werden immer öfter auf Dächern von land- und forstwirtschaftlich ge-

nutzten Gebäuden errichtet. Die großen Dachflächen bieten die Möglichkeit leistungsstarke 

Photovoltaikanlagen zu installieren, die wirtschaftlicher als kleine Anlagen im privaten Be-

reich betrieben werden können. Dieses Potenzial erkennen und nutzen Landwirte ver-

stärkt.125 Das vorliegende Kapitel beschäftigt sich mit der ertrag- und umsatzsteuerlichen 

Behandlung von im land- und forstwirtschaftlichen Bereich betriebenen Photovoltaikanlagen. 

4.1 Ertragsteuerliche Behandlung 

Die ertragsteuerliche Beurteilung einer netzgekoppelten Photovoltaikanlage in der Land- und 

Forstwirtschaft hängt nicht nur von der erzeugten Strommenge, sondern wesentlich vom 

gesamten Strombedarf bzw. -verbrauch des land- und forstwirtschaftlichen Betriebes ein-

schließlich des privaten Strombedarfs ab. Der Erlass des BMF126 erläutert auch die ertrags-

teuerliche Behandlung von Photovoltaikanlagen im Bereich der Land- und Forstwirtschaft. 

Demnach stellt die Erzeugung von Energie durch Wind-, Solar- und Wasserkraftwerke keine 

Urproduktion i.S.d. § 21 EStG dar. Aus diesem Grund liegt beim Betrieb einer Photovoltai-

kanlage keine land- und forstwirtschaftliche, sondern grundsätzlich eine gewerbliche Tätig-

keit vor. 

Allerdings kann der Betrieb einer Photovoltaikanlage ein land- und forstwirtschaftlicher Ne-

benbetrieb sein, wenn der erzeugte Strom überwiegend im land- und forstwirtschaftlichen 

Betrieb verwendet wird. Dies ist laut BMF nur bei der Überschusseinspeisung der Fall. Bei 

der Volleinspeisung kann aufgrund der Nichtverwendung der erzeugten Energie in der Land- 

und Forstwirtschaft kein land- und forstwirtschaftlicher Nebenbetrieb vorliegen. Die Vollein-

speisung ist nach Ansicht des BMF daher der Privatsphäre zuzuordnen und unterliegt zu-

nächst der Prüfung, ob es sich um private oder gewerbliche Stromproduktion nach den all-

gemeinen Regeln des Erlasses handelt.127 

Da aber sowohl bei der Überschusseinspeisung als auch bei der Volleinspeisung das 

Hauptmotiv für die Anschaffung und den Betrieb der Photovoltaikanlage die ganze oder teil-

weise Eigenbedarfsdeckung im land- und forstwirtschaftlichen Betrieb ist, kann die Vollein-

speisung, die nur aufgrund der Inanspruchnahme der Tarifförderung gewählt wird, m.E. nicht 

anders qualifiziert werden. Um die Gleichstellung der Voll- und Überschusseinspeisung zu 

                                                 
125  Häußermann/Döhler, Bauern unter Sonnen-Strom, KTBL-Heft 933 (2010) 5. 
126  Erlass des BMF, GZ BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012. 
127  Erlass des BMF, GZ BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012. 
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gewährleisten, sollte die ertragsteuerliche Beurteilung nicht, wie nach Ansicht des BMF,128 

von der Verwendung der erzeugten Energie abhängen, sondern vielmehr vom gesamten 

Strombedarf bzw. -verbrauch des land- und forstwirtschaftlichen Betriebes (einschließlich 

Privatverbrauch). Insofern kann die Volleinspeisung, bei der der erzeugte Strom zunächst 

ganz in das öffentliche Stromnetz eingespeist und danach aus diesem bedarfsentsprechend 

bezogen wird, auch zum land- und forstwirtschaftlichen Hauptbetrieb gehören oder einen 

Nebenbetrieb darstellen, wenn die anderen Kriterien des Nebenbetriebes ebenfalls erfüllt 

werden. 

Bei der ertragsteuerlichen Behandlung der Stromerzeugung durch Land- und Forstwirte sind 

somit die von der Photovoltaikanlage insgesamt erzeugten und die im Betrieb (einschließlich 

Privatverbrauch) insgesamt benötigten Energiemengen bedeutend. Es sollte daher zwischen 

Fällen, in denen die Energieerzeugung nicht höher als der Eigenbedarf (privat und land- und 

forstwirtschaftlich) ist und Fällen, bei denen die Energieerzeugung über dem Eigenbedarf 

liegt, unterschieden werden. D.h., dass es für die ertragsteuerliche Beurteilung wesentlich 

ist, ob mit den erzeugten Energiemengen der eigene Energiebedarf gedeckt werden kann, 

oder nicht.129 

4.1.1 Energieerzeugung nicht höher als der Eigenbedarf 

Liegt die Energieerzeugung unter dem Eigenbedarf, so ist für die Zuordnung der Photovoltai-

kanlage zur Betriebssphäre oder Privatsphäre der überwiegende Stromverbrauch entschei-

dend. 

4.1.1.1 Energieerzeugung als Teil des land- und forstwirtschaftlichen Betriebes 

Überwiegt der Stromverbrauch im Betrieb, dann ist von einer betrieblichen Veranlassung 

auszugehen. Die Stromerzeugung ist somit, unabhängig davon, ob es sich um Voll- oder 

Überschusseinspeisung handelt, Teil des land- und forstwirtschaftlichen Betriebes. Es liegt 

kein Nebenbetrieb vor. Kommt es zu einer Einspeisung in das öffentliche Stromnetz,130 sind 

die Einnahmen aus der Einspeisung bei der Teilpauschalisierung zu erfassen131 und bei der 

Vollpauschalisierung nicht zu erfassen. Die Stromverwendung für private Zwecke, die nur bei 

der Überschusseinspeisung vorkommen kann, stellt eine Entnahme dar, die im Fall der Voll-

                                                 
128  Erlass des BMF, GZ BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012. 
129  In diesem Sinn auch UFS 17.4.2008, RV/0391-L/07. 
130  Bei der Volleispeisung wird der gesamte erzeugte Strom eingespeist. Bei der Überschusseinspeisung kommt 

es zu einer gelegentlichen oder regelmäßigen Einspeisung, weil der selbst erzeugte Strom momentan nicht 
in der Landwirtschaft benötigt wird und deshalb mangels im Betrieb vorhandener Speichermöglichkeiten im 
Stromnetz „zwischengespeichert“ wird. 

131  Doralt, EStG9, § 21 Tz. 191. 
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pauschalierung nicht zu berücksichtigen ist132 und im Fall der Teilpauschalierung als Ein-

nahme zu erfassen ist.133 

Beispiel 1: Mit der Photovoltaikanlage werden 10.000 kWh/Jahr erzeugt. Der Eigenbedarf 

an Strom beträgt insgesamt 18.000 kWh, wobei 13.000 kWh in der Land- und 

Forstwirtschaft und 5.000 kWh privat verbraucht werden. Da der Strombedarf 

insgesamt höher als die Stromerzeugung ist und der Stromverbrauch in der 

Landwirtschaft überwiegt, wird die Energieerzeugung dem land- und forstwirt-

schaftlichen Betrieb zugeordnet. 

4.1.1.2 Private Energieerzeugung 

Überwiegt der Stromverbrauch im Privatbereich, so ist die Energieerzeugung privat veran-

lasst. Die Photovoltaikanlage ist dann der Privatsphäre zuzurechnen, ganz gleich, ob der 

gesamte Strom (Volleinspeisung) oder nur ein Teil davon (Überschusseinspeisung) in das 

öffentliche Stromnetz eingespeist wird. Die gelegentliche oder regelmäßige Einspeisung ist 

ertragsteuerlich nicht zu berücksichtigen. Strom, der im land- und forstwirtschaftlichen Be-

trieb verwendet wird, stellt eine Nutzungseinlage dar, die bei pauschalierten Land- und 

Forstwirten jedoch ertragsteuerlich unbeachtlich ist.134 

Beispiel 2: Mit der Photovoltaikanlage werden 10.000 kWh/Jahr erzeugt. Der Eigenbedarf 

an Strom beträgt insgesamt 18.000 kWh, davon werden 5.000 kWh in der 

Land- und Forstwirtschaft und 13.000 kWh privat benötigt. Durch den über-

wiegenden Stromverbrauch im Privatbereich, wird die Energieerzeugung der 

Privatsphäre zugeordnet. 

4.1.2 Energieerzeugung über dem Eigenbedarf 

Liegt die Energieerzeugung über dem Eigenbedarf, so kann die Energieerzeugung entweder 

einen land- und forstwirtschaftlichen Nebenbetrieb darstellen oder auch einen eigenständi-

gen Gewerbebetrieb begründen. 

4.1.2.1 Energieerzeugung als Nebenbetrieb 

Liegt die erzeugte Energie über dem Eigenbedarf, wobei der Energiebedarf bzw. -verbrauch 

im land- und forstwirtschaftlichen Betrieb überwiegt, stellt der Betrieb der Photovoltaikanlage 

einen land- und forstwirtschaftlichen Nebenbetrieb dar. 

                                                 
132  Doralt, EStG9, § 21 Tz. 151. 
133  Erlass des BMF, GZ BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012. 
134  Erlass des BMF, GZ BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012. 
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Ein land- und forstwirtschaftlicher Nebenbetrieb ist gem. § 21 Abs. 2 Z 1 EStG ein Betrieb, 

der aufgrund seiner wirtschaftlichen Zweckbestimmung und seiner wirtschaftlichen Bedeu-

tung dem Betrieb der Land- und Forstwirtschaft im Sinn eines Hilfsbetriebes untergeordnet 

ist.135 Laut dem UFS136 stellt eine Photovoltaikanlage einen land- und forstwirtschaftlichen 

Nebenbetrieb dar, wenn die Deckung des in der Landwirtschaft benötigten Stroms bei den 

Investitionsüberlegungen zur Anschaffung der Anlage im Vordergrund steht. Des Weiteren 

ist nach dem UFS eine wirtschaftliche und organisatorische Verflechtung mit dem land- und 

forstwirtschaftlichen Hauptbetrieb für die Zuordnung als Nebenbetrieb relevant.137 Eine weite-

re Voraussetzung für einen Nebenbetrieb ist die Umsatzgrenze, die einen Betrag von 

33.000 Euro (bis 2010: 24.200 Euro) inklusive USt. nicht überschreiten sollte. Diese in der 

LuF-PauschVO festgelegte Grenze gilt nur für pauschalierte Be- und Verarbeitungsnebenbe-

triebe, sie wird von der Verwaltung aber oft auch auf andere Nebenbetriebe, und selbst 

dann, wenn keine Pauschalierung in Anspruch genommen wird, angewendet.138 

Nach dem Erlass des BMF139 ist die Energieerzeugung nur dann ein land- und forstwirt-

schaftlicher Nebenbetrieb, wenn die Verwendung des von der Photovoltaikanlage erzeugten 

Stroms im land- und forstwirtschaftlichen Betrieb gegenüber der privaten Eigenbedarfsde-

ckung und der Einspeisung überwiegt. Somit kann, wie bereits erwähnt, die Volleinspeisung 

nie einen Nebenbetrieb bergründen. Diese Auffassung ist m.E. nicht überzeugend, weil man 

– wie bereits zu Beginn des Abschnitts 4.1 besprochen wurde – nicht von der Verwendung 

des von der Photovoltaikanlage erzeugten Stroms, sondern vom tatsächlichen Eigenbedarf 

bzw. Stromverbrauch ausgehen sollte. 

Die Einnahmen aus dem Stromverkauf sind im Rahmen des Nebenbetriebes in einer Ein-

nahmen-Ausgaben-Rechnung zu erfassen.140 Die Stromverwendung für private Zwecke 

stellt, soweit es sich um eine Überschusseinspeisung handelt, eine Entnahme, die als Ein-

nahme zu erfassen ist, dar.141 

Beispiel 3: Mit der Photovoltaikanlage werden 10.000 kWh/Jahr erzeugt. Der Eigenbedarf 

an Strom beträgt insgesamt 7.000 kWh; die gesamte Strommenge wird in der 

Land- und Forstwirtschaft benötigt, es gibt keinen Privatverbrauch. Die Über-

produktion beträgt somit 3.000 kWh. Unabhängig davon, ob die gesamte er-

zeugte Strommenge (Volleinspeisung) oder nur die momentan nicht benötigte 

                                                 
135  VwGH 4.3.1986, 85/14/0146 sowie VwGH18.3.1992, 92/14/0019. 
136  UFS 17.4.2008, RV/0391-L/07. 
137  UFS 17.4.2008, RV/0391-L/07. 
138  EStR 2000, Rz. 4214 sowie Doralt, EStG9, § 21 Tz. 74. 
139  Erlass des BMF, GZ BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012. 
140  EStR 2000, Rz. 4210. 
141  Erlass des BMF, GZ BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012. 
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Strommenge (Überschusseinspeisung) in das öffentliche Netz eingespeist 

wird, ist die Photovoltaikanlage als land- und forstwirtschaftlicher Nebenbe-

trieb einzuordnen. 

Beispiel 4: Mit der Photovoltaikanlage werden 10.000 kWh/Jahr erzeugt. Der Eigenbedarf 

an Strom beträgt insgesamt 9.000 kWh; in der Land- und Forstwirtschaft wer-

den 7.000 kWh und privat 2.000 kWh verbraucht. Die Überproduktion beträgt 

somit 1.000 kWh. Die Energieerzeugung ist hier ebenfalls ein land- und forst-

wirtschaftlicher Nebenbetrieb, unabhängig davon, ob es sich um Volleinspei-

sung oder Überschusseinspeisung handelt, da insgesamt mehr Energie er-

zeugt als verbraucht wird und der Stromverbrauch in der Land- und Forstwirt-

schaft überwiegt. 

4.1.2.2 Energieerzeugung als eigenständiger Gewerbebetrieb 

Liegt die erzeugte Energie über dem Eigenbedarf, wobei der Stromverbrauch im nicht land- 

und forstwirtschaftlichen Bereich (privat und Überproduktion) überwiegt, stellt die Energieer-

zeugung einen eigenständigen Gewerbebetrieb dar, ganz gleich, ob es sich um Voll- oder 

Überschusseinspeisung handelt. 

Das BMF142 ist dagegen der Ansicht, dass ein eigenständiger Gewerbebetrieb nur dann vor-

liegen kann, wenn der erzeugte Strom über dem Eigenbedarf liegt und überwiegend für be-

triebliche Zwecke (land- und forstwirtschaftlicher Betrieb und Einspeisung in das öffentliche 

Stromnetz) verwendet wird. Überwiegt hingegen die private Stromnutzung den betrieblich 

genutzten Teil des erzeugten Stroms, ist die Stromerzeugung privat veranlasst und deshalb 

der Privatsphäre zuzuordnen.143 Es sei auch hier wieder angemerkt, dass für das BMF die 

Verwendung des von der Photovoltaikanlage erzeugten Stroms ausschlaggebend ist und 

nicht der tatsächliche Stromverbrauch, weshalb dies nur für die Überschusseinspeisung gel-

ten soll. Folgt man dieser Auffassung, wäre in Fällen, in denen es keine private Nutzung der 

erzeugten Energie gibt und zwischen land- und forstwirtschaftlicher Energieverwendung so-

wie der Einspeisung in das öffentliche Stromnetz kein Überwiegen festellbar ist, schwer zu 

entscheiden, ob die Photovoltaikanlage einen land- und forstwirtschaftlichen Nebenbetrieb 

oder einen eigenständigen Gewerbebetrieb begründet. 

Sofern die Photovoltaikanlage im Rahmen eines eigenständigen Gewerbebetriebes betrie-

ben wird, stellt die Verwendung der Energie für den land- und forstwirtschaftlichen Betrieb 

sowie für private Zwecke im Fall einer Überschusseinspeisung eine Entnahme aus dem Ge-

                                                 
142  Erlass des BMF, GZ BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012. 
143  Erlass des BMF, GZ BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012. 
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werbebetrieb dar, die als Einnahme zu erfassen ist. Für den land- und forstwirtschaftlichen 

Betrieb ist der Strombezug eine Einlage, die allerdings bei pauschalierten Land- und Forst-

wirten nicht zu berücksichtigen ist.144 

Beispiel 5: Mit der Photovoltaikanlage werden 10.000 kWh/Jahr erzeugt. Der Eigenbedarf 

an Strom beträgt insgesamt 9.000 kWh; in der Land- und Forstwirtschaft wer-

den 2.000 kWh und privat 7.000 kWh verbraucht. Die Überproduktion beträgt 

somit 1.000 kWh. Unabhängig davon, ob die gesamte erzeugte Strommenge 

(Volleinspeisung) oder nur der momentan nicht benötigte Strom (Überschuss-

einspeisung) in das öffentliche Netz eingespeist wird, ist die Photovoltaikanla-

ge als eigenständiger Gewerbebetrieb einzuordnen, da insgesamt mehr Ener-

gie erzeugt als verbraucht wird und der Stromverbrauch in der Land- und 

Forstwirtschaft nicht überwiegt. 

4.2 Umsatzsteuerliche Behandlung 

Die umsatzsteuerliche Beurteilung von Photovoltaikanlagen in der Land- und Forstwirtschaft 

sollte nach den gleichen Grundsätzen erfolgen wie die ertragsteuerlichen Behandlung. Der 

Erlass des BMF145 verweist hinsichtlich der umsatzsteuerlichen Behandlung von Photovoltai-

kanlagen im Bereich der Land- und Forstwirtschaft auf die UStR.146 Anders als nach dem 

Erlass des BMF über die ertragsteuerliche Beurteilung, ist die Volleinspeisung nach den 

UStR gleich wie die Überschusseispeisung zu behandeln.147 Auch für die umsatzsteuerliche 

Behandlung muss von Bedeutung sein, ob die Energieerzeugung unter oder über dem Ei-

genbedarf (privat und land- und forstwirtschaftlich) liegt, und ob die Energie überwiegend im 

privaten Bereich oder im land- und forstwirtschaftlichen Betrieb benötigt wird. 

4.2.1 Energieerzeugung nicht höher als der Eigenbedarf 

Wird mit der Photovoltaikanlage insgesamt weniger Strom erzeugt als privat und in der Land- 

und Forstwirtschaft benötigt wird, so ist die Energieerzeugung abhängig vom überwiegenden 

Stromverbrauch dem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb oder dem nichtunternehmeri-

schen Bereich zuzuordnen. 

                                                 
144  Erlass des BMF, GZ BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012. 
145  Erlass des BMF, GZ BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012. 
146  UStR 2000, Rz. 2902. 
147  UStR 2000, Rz. 2902. 
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4.2.1.1 Energieerzeugung als Teil des land- und forstwirtschaftlichen Betriebes 

Der Betrieb einer Photovoltaikanlage, deren erzeugte Strommenge unter dem Eigenbedarf 

liegt, ist dem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb zuzuordnen, wenn der Stromverbrauch in 

der Land- und Forstwirtschaft überwiegt. Das gilt unabhängig davon, ob der erzeugte Strom 

ganz (Volleinspeisung) oder teilweise (Überschusseinspeisung) in das öffentliche Stromnetz 

eingespeist wird.148 

Die Umsätze aus der regelmäßigen bzw. gelegentlichen Einspeisung unterliegen bei pau-

schalierten Betrieben dem Pauschalsteuersatz von 12 %, der Vorsteuerabzug ist durch die 

Durchschnittssatzbesteuerung gemäß § 22 UStG zur Gänze abgegolten.149 Der Eigenver-

brauch nach § 3 Abs. 2 bzw. § 3a Abs. 1a UStG unterliegt dem Steuersatz von 10 %. Durch 

die Kompensierung der Umsatzsteuer mit den zuzurechnenden Vorsteuern entsteht aber 

weder beim Stromverkauf, noch beim Eigenverbrauch eine Zahllast an das Finanzamt.150 

Beispiel 1: Mit der Photovoltaikanlage werden 10.000 kWh/Jahr erzeugt. Der Eigenbedarf 

an Strom beträgt insgesamt 18.000 kWh, wobei 13.000 kWh in der Land- und 

Forstwirtschaft und 5.000 kWh privat verbraucht werden. Da der Strombedarf 

insgesamt höher ist als die Stromerzeugung und der Stromverbrauch in der 

Landwirtschaft überwiegt, wird die Energieerzeugung dem land- und Forst-

wirtschaftlichen Betrieb zugeordnet, unabhängig davon, ob es sich um Voll- 

oder Überschusseinspeisung handelt. Bei der Einspeisung sind 12 % Umsatz-

steuer in Rechnung zu stellen. 

4.2.1.2 Private Energieerzeugung 

Liegt die erzeugte Strommenge unter dem Eigenbedarf, wobei der Stromverbrauch im priva-

ten Bereich überwiegt, ist die Photovoltaikanlage dem nichtunternehmerischen Bereich zu-

zuordnen.151 In diesem Fall dient die Photovoltaikanlage vorrangig der Selbstversorgung mit 

Strom und führt nicht zur Unternehmereigenschaft,152 ganz gleich, ob der erzeugte Strom 

ganz (Volleinspeisung) oder teilweise (Überschusseinspeisung) in das öffentliche Stromnetz 

                                                 
148  In diesem Sinn auch UStR 2000, Rz. 2902 sowie Portele, Umsatzsteuer und Photovoltaikanlagen in einem 

pauschalierten land- und forstwirtschaftlichen Betrieb, taxlex 2010, 226. 
149  UStR 2000, Rz. 2902 sowie Portele, Umsatzsteuer und Photovoltaikanlagen in einem pauschalierten land- 

und forstwirtschaftlichen Betrieb, taxlex 2010, 226. 
150  Ruppe/Achatz, UStG4, § 22 Tz. 36. 
151  In diesem Sinn auch UStR 2000, Rz. 2902 sowie Portele, Umsatzsteuer und Photovoltaikanlagen in einem 

pauschalierten land- und forstwirtschaftlichen Betrieb, taxlex 2010, 226. 
152  Ruppe/Achatz, UStG4, § 2 Tz. 56 sowie Peyerl, Umsatzsteuerliche Beurteilung von Photovoltaikanlagen, 

SWK 2010, 657 (659). 
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eingespeist wird. Die Umsätze aus der Einspeisung sind somit nicht steuerbar und es steht 

auch kein Vorsteuerabzug zu.153 

Beispiel 2: Mit der Photovoltaikanlage werden 10.000 kWh/Jahr erzeugt. Der Eigenbedarf 

an Strom beträgt insgesamt 18.000 kWh, davon werden 5.000 kWh in der 

Land- und Forstwirtschaft und 13.000 kWh privat benötigt. Da mit der Photo-

voltaikanlage nicht einmal der Eigenbedarf gedeckt werden kann und der 

Stromverbrauch im Privatbereich überwiegt, wird die Energieerzeugung dem 

nichtunternehmerischen Bereich zugeordnet. Die Einnahmen aus der Einspei-

sung sind nicht steuerbar. 

4.2.2 Energieerzeugung über dem Eigenbedarf 

Wird mit der Photovoltaikanlage insgesamt mehr Strom erzeugt, als privat und in der Land- 

und Forstwirtschaft benötigt wird (regelmäßige Überproduktion), so kann die Energieerzeu-

gung entweder einen land- und forstwirtschaftlicher Nebenbetrieb darstellen oder auch einen 

eigenständigen Gewerbebetrieb begründen. 

4.2.2.1 Energieerzeugung als Nebenbetrieb 

Liegt die erzeugte Strommenge über dem Eigenbedarf, wobei der Stromverbrauch in der 

Land- und Forstwirtschaft überwiegt, ist die Photovoltaikanlage dem land- und forstwirt-

schaftlichen Betrieb gemäß § 22 Abs. 4 UStG154 zuzuordnen, unabhängig davon, ob der er-

zeugte Strom ganz (Volleinspeisung) oder teilweise (Überschusseinspeisung) in das Strom-

netz eingespeist wird.155 

Der eingespeiste Strom unterliegt dem Pauschalsteuersatz von 12 %. Der Vorsteuerabzug 

ist gemäß § 22 UStG abgegolten.156 Der Eigenverbrauch nach § 3 Abs. 2 bzw. § 3a Abs. 1a 

UStG unterliegt dem Steuersatz von 10 %. Durch die Kompensierung der Umsatzsteuer mit 

den zurechnenden Vorsteuern entsteht aber, wie bereits erwähnt, weder beim Stromverkauf, 

noch beim Eigenverbrauch eine Zahllast.157 

                                                 
153  UStR 2000, Rz. 2902 sowie Portele, Umsatzsteuer und Photovoltaikanlagen in einem pauschalierten land- 

und forstwirtschaftlichen Betrieb, taxlex 2010, 226. 
154  Demnach gehören zum land- und forstwirtschaftlichen Betrieb auch die Nebenbetriebe, die dem land- und 

forstwirtschaftlichen Hauptbetrieb zu dienen bestimmt sind. 
155  In diesem Sinn auch UStR 2000, Rz. 2902 sowie Portele, Umsatzsteuer und Photovoltaikanlagen in einem 

pauschalierten land- und forstwirtschaftlichen Betrieb, taxlex 2010, 226. 
156  UStR 2000, Rz. 2902 sowie Portele, Umsatzsteuer und Photovoltaikanlagen in einem pauschalierten land- 

und forstwirtschaftlichen Betrieb, taxlex 2010, 226. 
157  Ruppe/Achatz, UStG4, § 22 Tz. 36. 
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Beispiel 3: Mit der Photovoltaikanlage werden 10.000 kWh/Jahr erzeugt. Der Eigenbedarf 

an Strom beträgt insgesamt 9.000 kWh; in der Land- und Forstwirtschaft wer-

den 7.000 kWh und privat 2.000 kWh verbraucht. Die Überproduktion beträgt 

somit 1.000 kWh. Die Energieerzeugung gehört umsatzsteuerlich zum land- 

und forstwirtschaftlicher Betrieb gemäß § 22 Abs. 4 UStG, unabhängig davon, 

ob es sich um Volleinspeisung oder um Überschusseinspeisung handelt, da 

insgesamt mehr Energie erzeugt wird als verbraucht wird und der Stromver-

brauch in der Land- und Forstwirtschaft überwiegt. Bei der Einspeisung sind 

dem Stromabnehmer 12 % Umsatzsteuer in Rechnung zu stellen. 

4.2.2.2 Energieerzeugung als eigenständiger Gewerbebetrieb 

Liegt die erzeugte Energie über dem Eigenbedarf, wobei der Stromverbrauch im nicht land- 

und forstwirtschaftlichen Bereich (privat und Überproduktion) überwiegt, begründet die Ener-

gieerzeugung einen eigenständigen Gewerbebetrieb, ganz gleich, ob es sich um Voll- oder 

Überschusseinspeisung handelt. 

Laut den UStR muss die Mehrproduktion hingegen größer als der Eigenbedarf an Strom (pri-

vat und land- und forstwirtschaftlich) sein, d.h., dass der Strom nicht überwiegend für private 

und land- und forstwirtschaftliche Zwecke verwendet wird, um einen eigenständigen Gewer-

bebetrieb zu begründen.158 

Die Umsätze aus der Einspeisung unterliegen im Rahmen des Gewerbebetriebes dem Nor-

malsteuersatz von 20 %. Für den Vorsteuerabzug ist zwischen Volleinspeisung und Über-

schusseinspeisung zu unterscheiden. Bei der Volleinspeisung steht der volle Vorsteuerabzug 

für die Anschaffung und den laufenden Betrieb der Photovoltaikanlage zu.159 Bei der Über-

schusseispeisung kann die Photovoltaikanlage gänzlich dem Gewerbebetrieb zugeordnet 

werden und es steht dann der volle Vorsteuerabzug mit anschließender Eigenverbrauchsbe-

steuerung zu. Alternativ kann von vornherein nur ein anteilsmäßiger Vorsteuerabzug geltend 

gemacht werden. 

Sind Vorsteuern teilweise land- und forstwirtschaftlichen Umsätzen und teilweise den ge-

werblichen Umsätzen, die nach den allgemeinen Vorschriften zu besteuerten sind, zuzu-

rechnen, so sind die Vorsteuern entsprechend der vorgesehenen bzw. tatsächlichen Ver-

wendung aufzuteilen.160 Für den land- und forstwirtschaftlichen Anteil ist der Vorsteuerabzug 

                                                 
158  UStR 2000, Rz. 2902 sowie Portele, Umsatzsteuer und Photovoltaikanlagen in einem pauschalierten land- 

und forstwirtschaftlichen Betrieb, taxlex 2010, 226. 
159  So auch UStR 2000, Rz. 2902 sowie Portele, Umsatzsteuer und Photovoltaikanlagen in einem pauschalier-

ten land- und forstwirtschaftlichen Betrieb, taxlex 2010, 226. 
160  UStR 2000, Rz. 2908, mit Hinweis auf VwGH 24.5.1993, 92/15/0009. 
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bei der Durchschnittssatzbesteuerung abpauschaliert.161 Soweit die Vorsteuern nur für die 

Mehrproduktion geltend gemacht werden, ist die Eigenverbrauchsbesteuerung nach § 3 

Abs. 2 bzw. § 3a Abs. 1a UStG hinfällig. 

Beispiel 4: Mit der Photovoltaikanlage werden 10.000 kWh/Jahr erzeugt. Der Eigenbedarf 

an Strom beträgt insgesamt 9.000 kWh; in der Land- und Forstwirtschaft wer-

den 2.000 kWh und privat 7.000 kWh verbraucht. Die Überproduktion beträgt 

somit 1.000 kWh. Unabhängig davon, ob die gesamte erzeugte Strommenge 

oder nur der momentan nicht benötigt Strom in das öffentliche Netz einge-

speist wird, ist die Photovoltaikanlage als eigenständiger Gewerbebetrieb ein-

zuordnen, da insgesamt mehr Energie erzeugt als verbraucht wird und der 

Stromverbrauch im nicht land- und forstwirtschaftlichen Bereich überwiegt. Bei 

der Einspeisung ist 20 % Umsatzsteuer in Rechnung zu stellen. 

4.3 Prüfschema für die Zuordnung der Photovoltaikanlage in der 
Land- und Forstwirtschaft 

In der folgenden Tabelle werden die Beispiele aus dem Abschnitt 4.1 zusammengefasst: 

Tabelle 2: Zusammenfassung der Beispiele für die Zuordnung der Photovoltaikanlage 

Fallgruppe Fall 
Erzeugte 

Strommenge 
in kWh 

Stromverbrauch 
in kWh 

Über-
produktion 

Steuerliche 
Beurteilung 

Landwirt-
schaft 

privat 

Strom-
erzeugung 

≤ 
Strom-

verbrauch 

1 10.000 13.000 5.000 0 
Teil des land- 

und forstw. 
Betriebes 

2 10.000 5.000 13.000 0 
Privat mit Nut-
zungseinlage 

Strom-
erzeugung 

> 
Strom-

verbrauch 

3 10.000 7.000 0 3.000 
Land- und 

forstw. Neben-
betrieb 

4 10.000 7.000 2.000 1.000 

5 10.000 2.000 7.000 1.000 
Gewerbe-

betrieb 

                                                 
161  Portele, Umsatzsteuer und Photovoltaikanlagen in einem pauschalierten land- und forstwirtschaftlichen Be-

trieb, taxlex 2010, 226. 
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Die Zuordnung kann mit Hilfe des folgenden Prüfschemas vorgenommen werden: 

 

Abbildung 4: Prüfschema für die Zuordnung der Photovoltaikanlage 
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5 Photovoltaikanlagen im privaten Bereich 

Photovoltaikanlagen werden auch zunehmend im Bereich privater Eigenheime errichtet. 

Nimmt der Betreiber eine Tarif- oder Investitionsförderung in Anspruch, so ist eine Verbin-

dung der Anlage mit dem öffentlichen Stromnetz Voraussetzung.162 Die Ersparnis der Kosten 

für die Stromspeicherung ist ein weiterer Grund dafür, dass auch im privaten Bereich vor 

allem netzgekoppelte Photovoltaikanlagen errichtet werden. Wird die Anlage als Volleinspei-

sung betrieben, so wird zunächst der gesamte erzeugte Strom in das Stromnetz eingespeist 

bzw. an ein Energieversorgungsunternehmern verkauft und der im Haushalt benötigte Strom 

anschließend aus dem Netz bezogen. Bei der Überschusseinspeisung wird hingegen nur der 

momentan nicht im Haushalt benötigte Strom eingespeist. Wenn mehr Strom benötigt wird 

als von der Anlage erzeugt werden kann, wird dieser aus dem Stromnetz bezogen. Da die 

momentane Stromerzeugung und der momentane Stromverbrauch oft auseinanderklaffen, 

kommt es mangels Speichermöglichkeit bei der Überschusseinspeisung wie bei der Vollein-

speisung zu einer regelmäßigen Einspeisung in das öffentliche Stromnetz. 

Es stellt sich nun die Frage, ob die private Energieerzeugung mit gelegentlichem bzw. re-

gelmäßigem Stromverkauf einen Gewerbebetrieb darstellt, der ertragsteuerlich zu gewerbli-

chen Einkünften führt, und umsatzsteuerlich eine Unternehmereigenschaft mit Vorsteuerab-

zugsberechtigung begründet. Die Meinungen der Finanzverwaltung und des UFS sowie der 

Literatur gehen auseinander. Aus diesem Grund wird im Folgenden die ertrag- und umsatz-

steuerliche Behandlung von Photovoltaikanlagen im privaten Bereich untersucht. 

5.1 Ertragsteuerliche Behandlung 

Errichtet eine Privatperson eine netzgekoppelte Photovoltaikanlage und wird der erzeugte 

Strom ganz (Volleispeisung) der teilweise (Überschusseinspeisung) an ein Energieversor-

gungsunternehmen verkauft, so ist zu klären, ob die Stromerzeugung privat veranlasst ist, 

oder ob sie einen Gewerbebetrieb begründet. 

Ein Gewerbebetrieb ist nach § 23 EStG ein Betrieb, der Einkünfte aus einer selbstständigen, 

nachhaltigen Bestätigung mit Gewinnerzielungsabsicht unter Beteiligung am allgemeinen 

wirtschaftlichen Verkehr erzielt.163 Die entscheidenden Kriterien für einen Gewerbebetrieb 

                                                 
162  Klima- und Energiefonds, Leitfaden Photovoltaik-Anlagen 2013, in: 

http://klimafonds.gv.at/assets/Uploads/Downloads-Frderungen/Photovoltaik_Geb_Kraftwerk/Leitfaden-PV-
2013.pdf, vom 6.6.2013. 

163  Jakom/Baldauf, EStG6, § 23 Rz. 1 sowie Doralt/Kauba, EStG10, § 23 Tz. 1. 
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sind somit – wie auch für alle anderen betrieblichen Einkünfte – Selbstständigkeit, Nachhal-

tigkeit, Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr und Gewinnabsicht.164  

Selbstständigkeit 

Selbstständigkeit liegt dann vor, wenn die netzgekoppelte Photovoltaikanlage auf eigene 

Rechnung und Gefahr und unter eigener Verantwortung betrieben wird und der Anlagenbe-

treiber das Unternehmerwagnis trägt.165 Die Merkmale für die Selbstständigkeit sind – entge-

gen dem steuerrechtlichen Dienstverhältnis nach § 47 Abs. 2 EStG – Weisungsfreiheit, Un-

ternehmerrisiko, Vertretungsbefugnis, keine Eingliederung in die Organisation des Arbeits-

gebers und keine laufenden Lohnzahlungen.166 Im Fall der Photovoltaikanlage kann davon 

ausgegangen werden, dass diese durch den Anlagenbetreiber selbstständig betrieben wird, 

und dass kein Dienstverhältnis zwischen dem Anlagenbetreiber und dem Stromabnehmer 

begründet wird,167 zumal der Betreiber der Photovoltaikanlage das volle Unternehmerwagnis 

trägt (z.B. bei Beschädigung der Anlage) und bei Entfall der Leistung (Entfall der Einspei-

sung in das Stromnetz) auch kein Entgelt erhält.168 

Nachhaltigkeit 

Um einen Gewerbebetrieb zu begründen, muss der von der Photovoltaikanlage erzeugte 

Strom nachhaltig in das öffentliche Stromnetz eingespeist bzw. an ein Energieversorgungs-

unternehmen verkauft werden. Nachhaltig ist eine Tätigkeit, wenn mehrere aufeinander fol-

gende gleichartige Handlungen unter Ausnutzung derselben Gelegenheit und derselben 

dauernden Verhältnisse ausgeführt werden (tatsächliche Wiederholung).169 Eine einmalige 

Tätigkeit kann auch als nachhaltig angesehen werden, wenn sie auf Wiederholung angelegt 

ist oder wenn aus den Umständen auf die Wiederholung oder Fortsetzung dieser Tätigkeit 

geschlossen werden kann (Wiederholungsabsicht).170 Bei der Volleinspeisung kommt es zu 

regelmäßiger Einspeisung in das Stromnetz, das Merkmal der Nachhaltigkeit ist somit gege-

ben. Hingegen bei der Überschusseinspeisung oftmals von gelegentlicher Einspeisung die 

Rede ist. Geht man davon aus, dass bei der Wahl der Überschusseinspeisung der Betreiber 

die Absicht hat bei jeder sich bietenden Gelegenheit, also wenn Stromüberschüsse produ-

ziert werden, den erzeugten Strom in das Stromnetz einzuspeisen, so ist die Wiederho-

                                                 
164  Doralt/Kauba, EStG10, § 23 Tz. 5. 
165  EStR 2000, Rz. 5402 sowie VwGH 3.5.1983, 82/14/0281. 
166  Doralt/Kauba, EStG10, § 23 Tz. 18 mit Hinweis auf VwGH 15.7.1998, 97/13/0169 sowie VwGH 17.9.1996, 

92/14/0161. 
167  Moosbauer, Die umsatzsteuerliche Behandlung von Photovoltaikanlagen auf oder neben Eigenheimen von 

natürlichen Personen, Diplomarbeit an der Johannes Kepler Universität Linz (2011) 39f. 
168  VwGH 23.10.1990, 89/14/0102 sowie VwGH 28.3.2001, 96/13/0010. 
169  EStR 2000, Rz. 5408; VwGH 14.09.1988, 87/13/0248 sowie VwGH 21.09.2006, 2006/15/0118. 
170  EStR 2000, Rz. 5408 sowie VwGH 14.10.1981, 81/13/0050. 
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lungsabsicht für die Erfüllung des Kriteriums der Nachhaltigkeit ausreichend.171 Da aber die 

momentane Stromerzeugung und der momentane Stromverbrauch meistens auseinander-

klaffen, kommt es mangels Stromspeichermöglichkeit auch bei der Überschusseinspeisung 

ohnehin zu regelmäßiger Einspeisung in das öffentliche Stromnetz. 

Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr 

Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr bedeutet, dass jemand seine Leistun-

gen (Einspeisung des Stroms) am Markt anbietet, unabhängig davon wie viele denkmögliche 

Auftraggeber (Stromabnehmer) es gibt. Die Teilnahme am allgemeinen wirtschaftlichen Ver-

kehr ist deshalb auch dann gegeben, wenn es nur einen einzigen Auftraggeber gibt.172 Lässt 

man den Grund der mangelnden Stromspeichmöglichkeit für die Einspeisung bzw. Verkauf 

des Stroms außer Acht, so kann man davon ausgehen, dass der Betreiber einer netzgekop-

pelten Photovoltaikanlage durch den Abschluss des Stromabnahmevertrages am Wirt-

schaftsleben in Form des Güter- und Leistungsaustausches teilnimmt173 und somit auch die-

ses Kriterium des Gewerbebetriebes erfüllt. 

Gewinnabsicht 

Soll der Betrieb einer Photovoltaikanlage als Gewerbebetrieb und somit als Einkunftsquelle 

anerkannt werden, so muss als Abgrenzung zur Liebhaberei das Kriterium der Gewinnab-

sicht erfüllt werden.174 Gewinnabsicht liegt dann vor, wenn nicht nur Kostendeckung, sondern 

ein Gesamtüberschuss der Einnahmen über die Ausgaben angestrebt wird.175 Wenn durch 

den Betrieb einer Photovoltaikanlage über einen längeren Zeitraum ein Gesamtverlust erwar-

tet wird, ist von steuerlich unbeachtlicher Liebhaberei auszugehen176 (siehe Abschnitt 5.1.3.). 

 

Folgt man einer Entscheidung des UFS,177 so ist die Erfüllung der vier Merkmale für die An-

erkennung der von einer Privatperson betriebenen Photovoltaikanlage als Gewerbebetrieb 

ausreichend. Es genügt, dass der produzierte Strom zu fremdüblichen Konditionen verkauft 

wird, und dass dabei Einnahmen, die die entstehenden Kosten übersteigen, erzielt werden. 

                                                 
171  Moosbauer, Die umsatzsteuerliche Behandlung von Photovoltaikanlagen auf oder neben Eigenheimen von 

natürlichen Personen, Diplomarbeit an der Johannes Kepler Universität Linz (2011) 41. 
172  Doralt/Kauba, EStG10, § 23 Tz. 75. 
173  Nach VwGH 14.10.1981, 81/13/0050 liegt eine Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr vor, 

wenn jemand nach außen hin erkennbar am Wirtschaftsleben in Form des Güter- und Leistungsaustausches 
gegenüber einer unbestimmten Anzahlt von Personen teilnimmt und dabei bereit ist, mit jedermann eine Ge-
schäftsverbindung einzugehen, der Bedarf nach seinen Sachgütern oder Leistungen hat. 

174  Doralt/Kauba, EStG10, § 23 Tz. 62. 
175  EStR 2000, Rz. 5414. 
176  Jakom/Laudacher, EStG6, § 2 Rz. 220. 
177  UFS 28.5.2009, RV/0254-L/07. 
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Auch Ender/Schneider sind der Meinung, dass im Fall einer Volleispeisung, bei der die Liefe-

rung und der Bezug von Strom völlig voneinander abgekoppelt sind, d.h., dass der Anlagen-

betreiber den erzeugten Strom zu bestmöglichen Konditionen verkauft und den für den Ei-

genbedarf benötigten Strom zu wesentlich niedrigeren Preisen bezieht, ein Gewinnstreben 

verfolgt wird und die Photovoltaikanlage somit als Gewerbebetrieb zu beurteilen ist.178 

Die Motive für die Einspeisung sind nach diesen beiden Ansichten irrelevant. Des Weiteren 

ist bedeutungslos, ob mit der erzeugten Strommenge der eigene Strombedarf überhaupt 

gedeckt werden kann oder nicht. Wichtig ist nur, dass Strom eingespeist bzw. verkauft wird, 

und dass aus dieser Tätigkeit ein Gesamtgewinn realisiert werden kann. 

In zwei anderen Entscheidungen haben der UFS179 und das Finanzamt180 für die Beurteilung 

von privaten Photovoltaikanlagen auf § 21 BAO hingewiesen, wonach der wahre wirtschaftli-

che Gehalt und nicht die äußere Erscheinungsform des Sachverhalts maßgebend ist.181 In 

wirtschaftlicher Betrachtungsweise wird die Photovoltaikanlage in erster Linie angeschafft, 

um den eigenen Strombedarf zu decken. Der Anlagenbetreiber kann deshalb nicht als ge-

werblicher Stromlieferant angesehen werden, weil keine andere Speichmöglichkeit als das 

örtliche Stromnetz zur Verfügung steht, sofern die erzeugte Strommenge nicht einmal den 

eigenen Strombedarf deckt. Auch Larnhof folgt dieser Ansicht und fügt hinzu, dass zudem in 

wirtschaftlicher Betrachtungsweise nach § 21 BAO nicht zwischen Voll- oder um Über-

schusseinspeisung zu unterscheiden ist.182 Dem ist m.E. zuzustimmen. 

Der Erlass des BMF183 erläutert die Auffassung der Finanzverwaltung über die ertrag- und 

umsatzsteuerliche Beurteilung von netzgekoppelten Photovoltaikanlagen im Bereich privater 

Eigenheime. Bis dahin gab es keine einheitlichen Richtlinien zur ertragsteuerlichen Behand-

lung von Photovoltaikanlagen, die Sichtweise der Finanzverwaltung zur Umsatzsteuer aus 

dem Umsatzsteuerprotokoll 2009184 wurde auf den Bereich der Einkommensteuer übertra-

gen.185 

Nach Ansicht der Finanzverwaltung186 kann eine Photovoltaikanlage, die von einer Privatper-

son angeschafft und betrieben wird, entweder privat oder gewerblich sein. Bei der Abgren-

                                                 
178  Ender/Schneider, Steuerliche Behandlung von Photovoltaikanlagen, SWK 2009, 943 (944). 
179  UFS 17.4.2008, RV/0391-L/07. 
180  Siehe in UFS 28.5.2009, RV/0254-L/07. 
181  Kritisch dazu Moosbauer, Die umsatzsteuerliche Behandlung von Photovoltaikanlagen auf oder neben Ei-

genheimen von natürlichen Personen, Diplomarbeit an der Johannes Kepler Universität Linz (2011) 66f. 
182  Larnhof, Ertragsteuerliche Beurteilung von Photovoltaikanlagen, SWK 2009, 687 (688). 
183  Erlass des BMF, GZ BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012. 
184  Erlass des BMF, GZ BMF-010219/0220-VI/4/2009 vom 1.9.2009, Umsatzsteuerprotokoll über den Salzburger 

Steuerdialog 2009. 
185  Ender/Schneider, Steuerliche Behandlung von Photovoltaikanlagen, SWK 2009, 943. 
186  Erlass des BMF, GZ BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012. 
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zung zwischen privater und gewerblicher Stromproduktion ist eine den Privatverbrauch (d.h. 

den durchschnittlichen Stromverbrauch des Haushaltes des Abgabepflichtigen) dauerhaft 

deutlich übersteigende Stromproduktion (Durchschnittsleisung der Anlage) erforderlich. Eine 

Durchschnittsleistung, die den durchschnittlichen Stromverbrauch dauerhaft deutlich über-

steigt, wird angenommen, wenn die zu erwartende Jahresproduktion den durchschnittlichen 

Jahresstromverbrauch eines vergleichbaren österreichischen Privathaushaltes oder den 

Durchschnitt des im Haushalt des Abgabenpflichtigen während der letzten drei Jahre tat-

sächlichen verbrauchten Stroms um mehr als 50 % übersteigt.187 

Für die Annahme eines Gewerbebetriebes ist m.E. eine den Privatverbrauch dauerhaft deut-

lich, d.h. mehr als 50 %, übersteigende Stromproduktion nicht notwendig. Es ist ausreichend, 

wenn die selbst erzeugte Strommenge im Jahresdurchschnitt den Eigenbedarf an Strom des 

Haushaltes dauerhaft übersteigt188 bzw. wenn regelmäßig ein den Privatverbrauch überstei-

gender Stromüberschuss entsteht.189 

5.1.1 Private Energieerzeugung 

Wird eine Photovoltaikanlage von einer Privatperson angeschafft, deren erzeugte Strom-

menge nicht höher als der Stromverbrauch des Haushaltes ist, dann ist anzunehmen, dass 

der Betrieb der Solaranlage privat und nicht aus marktwirtschaftlichen Gründen (Erbringung 

von Leistungen am Markt) veranlasst ist.190 Die Einspeisung erfolgt nur, weil keine andere 

Speichermöglichkeit als das örtliche Stromnetz zur Verfügung steht191 oder weil die Tarifför-

derung192 in Anspruch genommen wird. Ob es sich dabei um Voll- oder Überschusseinspei-

sung handelt, ist in wirtschaftlicher Betrachtungsweise nicht zu unterscheiden, da sich i.d.R., 

sofern die erzeugte Strommenge unter dem Eigenbedarf bleibt, ein Ausgleich aus Stromer-

zeugung und privatem Stromverbrauch ergeben wird.193 

Entspricht der Abnahmepreis für den eingespeisten Strom dem Bezugspreis für den im 

Haushalt verbrauchten Strom, so ist davon auszugehen, dass eine Einspeisung nur aus dem 

Grund erfolgt, dass eine entsprechende Stromspeichermöglichkeit technisch nicht vorhanden 

ist. Bei gleichen Bezugs- und Abnahmepreisen macht es deshalb keinen Unterschied, ob bei 

der Volleinspeisung der gesamte erzeugte Strom zunächst in das öffentlichen Stromnetzt 

eingespeist und zeitversetzt eine ähnliche Strommenge aus dem Stromnetzt bezogen wird, 
                                                 
187  Erlass des BMF, GZ BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012. 
188  Larnhof, Ertragsteuerliche Beurteilung von Photovoltaikanlagen, SWK 2009, 687 (688). 
189  Peyerl, Umsatzsteuerliche Beurteilung von Photovoltaikanlagen, SWK 2010, 657 (659). 
190  In diesem Sinn auch Larnhof, Ertragsteuerliche Beurteilung von Photovoltaikanlagen, SWK 2009, 687. 
191  UFS 17.4.2008, RV/0391-L/07. 
192  Üblich bei der Volleinspeisung. 
193  Larnhof, Ertragsteuerliche Beurteilung von Photovoltaikanlagen, SWK 2009, 687 sowie Erlass des BMF, GZ 

BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012. 
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oder ob bei der Überschusseinspeisung nur der momentan nicht im Haushalt gebrauchte 

Strom eingespeist und in Zeiten des Spitzenverbrauchen wieder aus dem Stromnetz bezo-

gen wird.194 

Ist der Abnahmepreis für den eingespeisten Strom höher als der Bezugspreis für den im 

Haushalt verbrauchten Strom – dies ist in Österreich bei Inanspruchnahme einer Tarifförde-

rung der Fall – dann ist die Photovoltaikanlage der Privatsphäre zuzuordnen, solange die 

erzeute Strommenge den Stromverbrauch des Haushaltes nicht übersteigt. Die erhöhten 

Einspeisetarife sind in wirtschaftlicher Betrachtungsweise lediglich als eine Förderung der 

öffentlichen Hand für Ökostrom im Privatbereich zu sehen.195 Ender/Schneider sind hingegen 

der Auffassung, dass so eine Konstellation der Ausdruck einer Gewinnabsicht ist und die 

Photovoltaikanlage daher einem Gewerbebetrieb zuzurechnen ist, unabhängig von der er-

zeugten Strommenge und den Stromverbrauch des Haushaltes.196 

Wird mit der Photovoltaikanlage nicht mehr Strom erzeugt als im Haushalt verbraucht wird, 

so sind die Kosten für Anschaffung und Betrieb der Photovoltaikanlage, sowohl bei der Voll- 

als auch bei der Überschusseinspeisung, als Ausgaben i.S.d. § 20 Abs. 1 Z 1 EStG (Auf-

wendungen für den Haushalt des Steuerpflichtigen) nicht abzugsfähig.197 Die Anschaffungs-

kosten der Photovoltaikanlage können dann als Sonderausgaben gemäß § 18 Abs. 1 Z 3 

lit. c EStG (energiesparende Maßnahme) abgesetzt werden, wenn die übrigen Vorausset-

zungen für den Sonderausgabenabzug vorliegen.198 

5.1.2 Gewerbliche Energieerzeugung 

Wird mit der Photovoltaikanlage regelmäßig mehr Strom erzeugt als im Haushalt benötigt 

wird, ist die Energieerzeugung einer ertragsteuerlichen Betrachtung zu unterziehen,199 in der 

geprüft wird, ob nach Berücksichtigung sämtlicher Einnahmen und Ausgaben ein positives 

oder negatives Ergebnis erwirtschaftet wird.200 

Bei der Ergebnisermittlung sind die Anschaffungskosten der Photovoltaikanlage auf die be-

triebsgewöhnliche Nutzungsdauer verteilt abzuschreiben (siehe Abschnitt 3.1.6). Die private 

Nutzung ist bei der Überschusseinspeisung als Privatentnahme zu berücksichtigen (siehe 

Abschnitt 3.1.7). Dabei können die angefallenen Ausgaben (AfA, Betriebskosten etc.) um 

                                                 
194  Larnhof, Ertragsteuerliche Beurteilung von Photovoltaikanlagen, SWK 2009, 687 sowie Erlass des BMF, GZ 

BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012. 
195  Erlass des BMF, GZ BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012. 
196  Ender/Schneider, Steuerliche Behandlung von Photovoltaikanlagen, SWK 2009, 943 (944). 
197  Larnhof, Ertragsteuerliche Beurteilung von Photovoltaikanlagen, SWK 2009, 687. 
198  Erlass des BMF, GZ BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012. 
199  So auch Larnhof, Ertragsteuerliche Beurteilung von Photovoltaikanlagen, SWK 2009, 687 (689). 
200  Erlass des BMF, GZ BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012. 
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den Anteil des Eigenverbrauches an der Gesamtmenge des erzeugten Stroms gekürzt wer-

den. Bei der Volleinspeisung hat der unabhängig von der Energieerzeugung für den privaten 

Haushalt bezogene Strom keinerlei Auswirkungen bei der Ergebnisermittlung.201  

Bei negativen Ergebnissen ist eine Liebhaberbeurteilung vorzunehmen. Nach Ansicht der 

Finanzverwaltung ist davon auszugehen, dass die Photovoltaikanlage vorrangig aus persön-

lichen Motiven (Umweltgedanke, Eigenversorgung mit Energie) betrieben wird, und somit 

eine Betätigung mit Liebhabereivermutung gemäß § 1 Abs. 2 LVO vorliegt, sofern das Eintre-

ten eines Gesamtgewinns in einem absehbaren Zeitraum nicht zu erwarten ist.202 Die Frage 

der Liebhaberei wird im Abschnitt 5.1.3 näher erläutert. Werden aus der Energieerzeugung 

positive Ergebnisse erwirtschaftet oder kann die Liebhabereivermutung entkräftet werden, 

liegt ein Gewerbebetrieb vor.203 

Wenn der Abgabepflichtige lohnsteuerpflichtige Einkünfte bezieht, sind die Ergebnisse aus 

dem Betrieb der Photovoltaikanlage nur bei einer Überschreitung des Veranlagungsfreibe-

trags gemäß § 41 Abs. 1 Z 1 EStG in Höhe von 730 Euro als Einkünfte aus Gewerbebetrieb 

zu erfassen. Wird die Photovoltaikanlage von zwei oder mehreren Steuerpflichtigen (z.B. 

Ehegatten) gemeinsam betrieben, dann sind die Einkünfte aufzuteilen (einheitliche und ge-

sonderte Gewinnfeststellung nach § 188 BAO). In diesem Fall steht jedem Steuerpflichtigen 

der Veranlagungsfreibetrag von 730 Euro zu. 

5.1.3 Liebhaberei 

Vor der ertragsteuerlichen Liebhabereibeurteilung einer netzgekoppelten Photovoltaikanlage, 

die von einer Privatperson angeschafft und betrieben wird, ist zu prüfen, ob die Energieer-

zeugung typisch erwerbswirtschaftlich (Betätigung mit Annahme einer Einkunftsquelle i.S.d. 

§ 1 Abs. 1 LVO) oder typisch der Lebensführung zuzurechnen (Betätigung mit Annahme von 

Liebhaberei i.S.d. § 1 Abs. 2 LVO) ist.204 

Erzeugt der Anlagenbetreiber mit der Photovoltaikanlage regelmäßig mehr Strom als im 

Haushalt benötigt wird und erwirtschaftet er dabei einen Verlust, ist nach Auffassung der 

Finanzverwaltung der Betrieb der Photovoltaikanlage als eine Betätigung mit Liebhaberei-

vermutung gemäß § 1 Abs. 2 LVO einzureihen.205 Ender/Schneider kritisieren diese Sicht-

weise, da die Finanzverwaltung die Anschaffungs- und Betriebskosten einer Photovoltaikan-
                                                 
201  Erlass des BMF, GZ BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012. 
202  Erlass des BMF, GZ BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012 sowie Larnhof, Ertragsteuerliche Beurtei-

lung von Photovoltaikanlagen, SWK 2009, 687 (690). 
203  So auch Erlass des BMF, GZ BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012 sowie Larnhof, Ertragsteuerliche 

Beurteilung von Photovoltaikanlagen, SWK 2009, 687 (690). 
204  Rauscher/Grübler, Steuerliche Liebhaberei2, Rz. 111. 
205  Erlass des BMF, GZ BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012 sowie Larnhof, Ertragsteuerliche Beurtei-

lung von Photovoltaikanlagen, SWK 2009, 687. 
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lage als Aufwendungen für den Haushalt i.S.d. § 20 Abs. 1 Z 1 EStG und nicht als Aufwen-

dungen für die Lebensführung i.S.d. § 20 Abs. 1 Z 2 lit. a EStG zuordnet. Sie halten die Ein-

stufung als eine Betätigung mit Liebhabereivermutung gemäß § 1 Abs. 2 LVO für unver-

ständlich, denn darunter fällt nur die „Bewirtschaftung von Wirtschaftsgütern, die sich nach 

der Verkehrsauffassung in einem besonderen Maß für die Nutzung im Rahmen der Lebens-

führung eignen (z.B. Wirtschaftsgüter, die der Sport- und Freizeitausübung dienen, Luxus-

wirtschaftsgüter) und typischerweise einer besonderen in der Lebensführung begründeten 

Neigung entsprechen“.206 Auch nach Ansicht von Moosbauer lässt sich der Betrieb einer 

Photovoltaikanlage nur schwer unter § 1 Abs. 2 LVO subsumieren.207 Der UFS geht eben-

falls davon aus, dass Strom kein Wirtschaftsgut i.S.d. § 1 Abs. 2 LVO ist.208 Dem ist zuzu-

stimmen. 

Vielmehr ist der Betrieb einer Photovoltaikanlage, sofern die erzeugte Strommenge regel-

mäßig den Eigenbedarf an Strom des Haushaltes übersteigt, unter die Betätigungen mit 

Einkunftsvermutung gemäß § 1 Abs. 1 LVO einzureihen. Gemäß § 1 Abs. 1 LVO liegen Ein-

künfte bei einer Betätigung dann vor, wenn die Tätigkeit durch die Absicht veranlasst ist, 

einen Gesamtgewinn bzw. Gesamtüberschuss zu erzielen.209 Fallen bei dieser Betätigung 

Verluste an, dann ist eine Liebhabereiprüfung vorzunehmen,210 bei der darauf abzustellen ist, 

ob die Betätigung durch eine anhand objektiver Umstände (Kriterien gemäß § 2 Abs. 1 LVO) 

nachvollziehbare Gesamtgewinnerzielungsabsicht veranlasst ist.211 Ergibt eine 

Prognoserechnung, dass über eine Nutzungsdauer von 20 Jahren voraussichtlich kein Ge-

samtgewinn erwirtschaftet werden kann, dann liegt Liebhaberei vor. 

5.2 Umsatzsteuerliche Behandlung 

Wird eine netzgekoppelte Photovoltaikanlage von einer Privatperson auf oder neben ihrem 

Eigenheim errichtet und betrieben, so ist für die Beurteilung, ob diese Anlage der Privatsphä-

re (nichtunternehmerischer Bereich) zuzuordnen ist oder ob ein umsatzsteuerrechtliches 

Unternehmen vorliegt, die Unternehmereigenschaft nach der im nationalen Recht zu beach-

tenden unionsrechtlichen MWSt-RL entscheidend. Der EuGH hat erst jüngst in einer weg-

                                                 
206  Ender/Schneider, Steuerliche Behandlung von Photovoltaikanlagen, SWK 2009, 943 (944). 
207  Moosbauer, Die umsatzsteuerliche Behandlung von Photovoltaikanlagen auf oder neben Eigenheimen von 

natürlichen Personen, Diplomarbeit an der Johannes Kepler Universität Linz (2011) 42. 
208  UFS 28.5.2009, RV/0254-L/07. 
209  Jakom/Laudacher, EStG6, § 2 Rz. 233. 
210  Rauscher/Grübler, Steuerliche Liebhaberei2, Rz. 19. 
211  Rauscher/Grübler, Steuerliche Liebhaberei2, Rz. 25. 
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weisenden Entscheidung zur Unternehmereigenschaft beim Betrieb von Photovoltaikanlagen 

Stellung genommen.212 

5.2.1 Wirtschaftliche Tätigkeit i.S.d. Art. 9 MWSt-RL 

Art. 9 MWST-RL definiert den mehrwertsteuerrechtlichen Unternehmer, wobei die MWSt-RL 

den Unternehmerbegriff nicht kennt, sondern stattdessen den Begriff „Steuerpflichtiger“ ver-

wendet.213 Als „Steuerpflichtiger“ i.S.d. Art. 9 Abs. 1 gilt, wer eine wirtschaftliche Tätigkeit 

selbstständig und unabhängig von ihrem Ort ausübt, gleichgültig zu welchem Zweck und mit 

welchem Ergebnis.214 

Die wirtschaftliche Tätigkeit ist bei dieser Begriffsbestimmung von zentraler Bedeutung.215 

Als wirtschaftliche Tätigkeit gelten Tätigkeiten eines Erzeugers, Händlers oder Dienstleisten-

den einschließlich der Tätigkeiten der Urproduzenten, der Landwirte sowie der freien Berufe 

und der diesen gleichgestellten Berufe. Ferner gilt eine Leistung, die die Nutzung von körper-

lichen oder nicht körperlichen Gegenständen zur nachhaltigen Erzielung von Einnahmen 

umfasst, als wirtschaftliche Tätigkeit.216 

Der Begriff der wirtschaftlichen Tätigkeit ist weit auszulegen.217 Eine wirtschaftliche Tätigkeit 

ist im Allgemeinen bei nachhaltigen, einnahmenorientierten Aktivitäten anzunehmen, wobei 

der Erhalt eines Entgelts für sich allein nicht genügt, einer Tätigkeit wirtschaftlichen Charak-

ter zu verleihen.218 Die Feststellung, ob eine Tätigkeit als wirtschaftliche Tätigkeit i.S.d. Art. 9 

MWSt-RL gilt, soll aufgrund aller Gegebenheiten, die für den Einzelfall charakteristisch sind, 

erfolgen. Kann ein Gegenstand, wie eine Photovoltaikanlage, seiner Art nach sowohl zu pri-

vaten als auch zu wirtschaftlichen Zwecken verwendet werden, sind alle Umstände seiner 

Nutzung zu prüfen, um festzustellen, ob er tatsächlich zur nachhaltigen Einnahmenerzielung 

verwendet wird. Der Vergleich zwischen den Umständen, unter denen der Betreffende den 

Gegenstand tatsächlich nutzt, und den Umständen, unter denen die entsprechende wirt-

schaftliche Tätigkeit gewöhnlich ausgeübt wird, kann eine Methode darstellen, um zu prüfen, 

ob die betreffende Tätigkeit zur nachhaltigen Erzielung von Einnahmen ausgeübt wird.219 

                                                 
212  EuGH 20.6.2013, Rs. C-219/12, Fuchs, noch nicht in der amtlichen Slg. veröffentlicht. 
213  Ruppe/Achatz, UStG4, § 2 Tz. 8; Windsteig in Melhardt/Tumpel, UStG, § 2 Tz. 11; Bürgler in Ber-

ger/Bürgler/Kanduth-Kristen/Wakounig, UStG, § 2 Erster Teil, EU-Vorgabe, 140 sowie Widhalm in 
Achatz/Tumpel, EuGH-Rechtsprechung und Umsatzsteuerpraxis (2001) 83. 

214  Bürgler in Berger/Bürgler/Kanduth-Kristen/Wakounig, UStG, § 2 Erster Teil, EU-Vorgabe, 140 sowie Widhalm 
in Achatz/Tumpel, EuGH-Rechtsprechung und Umsatzsteuerpraxis (2001) 83. 

215  Scheiner/Kolacny/Caganek, UStG 1994, Band 1b, 103. 
216  Bürgler in Berger/Bürgler/Kanduth-Kristen/Wakounig, UStG, § 2 Erster Teil, EU-Vorgabe, 140 sowie Widhalm 

in Achatz/Tumpel, EuGH-Rechtsprechung und Umsatzsteuerpraxis (2001) 83. 
217  So z.B. EuGH 26.6.2007, Rs. C-284/04, T-Mobile Austria, Slg. 2007, I-5189. 
218  EuGH 13.12.2007, Rs. C-408/06, Franz Götz, Slg. 2007, I-11295. 
219  EuGH 26.9.1996, Rs. C-230/94, Enkler, Slg. 1996, I-4517. 



 54 

Der deutsche Bundesfinanzhof (BFH) betrachtet die Stromerzeugung durch Privatpersonen 

als wirtschaftliche Tätigkeit i.S.d. Art. 9 Abs. 1 MWSt-RL, sofern der Strom regelmäßig und 

nicht nur gelegentlich gegen Entgelt in das öffentliche Stromnetz eingespeist wird.220 Auch 

Hörtnagl-Seidner ist der Ansicht, dass, sobald die erzeugte Energie aus einer Photovoltai-

kanlage regelmäßig ganz oder teilweise gegen Entgelt in das Stromnetz eingespeist wird, 

eine Tätigkeit mit Erzielung von Einnahmen, die die reine Selbstversorgung übersteigt, vor-

liegt. Dabei kommt es ihrer Ansicht nach auf die Motive des Anlagenbetreibers nicht an.221 

Ob die Photovoltaikanlage mangels Speichermöglichkeit, aus privaten bzw. ideellen Motiven 

(Umweltschutz, Senkung der eigenen Energiekosten) oder aus wirtschaftlichen Beweggrün-

den betrieben wird, ist irrelevant.222 Wesentlich ist die regelmäßige Lieferung von Strom ge-

gen Entgelt.223 

Die deutsche Finanzverwaltung folgt dem BFH224 und geht davon aus, dass jeder Anlagen-

betreiber, dessen Photovoltaikanlage unter das EEG (Gesetz für den Vorrang erneuerbarer 

Energien) fällt und mit dem öffentlichen Stromnetz verbunden ist, eine unternehmerische 

Tätigkeit ausübt. Dabei gilt umsatzsteuerrechtlich die gesamte erzeugte Energie als an den 

Netzbetreiber geliefert, unabhängig davon, ob sie tatsächlich in das Stromnetz eingespeist 

oder im Haushalt direkt verbraucht wird. Die private Verwendung vom erzeugten Strom stellt 

eine (Rück)Lieferung des Netzbetreibers dar.225 

Peyerl zieht zur Klärung des umsatzsteuerrechtlichen Begriffs der wirtschaftlichen Tätigkeit 

die Begriffsdefinition der Wirtschaftswissenschaften heran.226 Wirtschaftliche Tätigkeiten sind 

danach jene Tätigkeiten, die der Befriedigung menschlicher Bedürfnisse nach knappen Gü-

tern dienen.227 In Verbindung mit der in Art. 9 MWSt-RL geforderten nachhaltigen Erzielung 

von Einnahmen wird nur dann ein Unternehmen begründet, wenn Produkte verkauft werden, 

d.h. wenn eine marktwirtschaftliche Tätigkeit (im Unterschied zu einer subsistenzwirtschaftli-

chen Tätigkeit) entfaltet wird. Dabei steht der Unternehmereigenschaft nicht entgegen, wenn 

                                                 
220  BFH 18.12.2008, V R 80/07, zum Betrieb eines in einem Einfamilienhaus eingebauten Blockheizkraftwerks; 

so auch FG München, 25.1.2007, 14 K 1899/04 sowie BFH 19.7.2011, XI R 21/10, zum Betrieb von Photo-
voltaikanlagen. 

221  Hörtnagl-Seidner, Umsatzsteuerliche Behandlung von Photovoltaikanlagen, RdW 2010, 114. 
222  In diesem Sinn auch BFH 11.4.2008, V R 10/07. 
223  So auch UFS 28.5.2009, RV/0254-L/07 und UFS 15.02.2012, RV/0079-F/11. 
224  BFH 18.12.2008, V R 80/07, zum Betrieb eines in einem Einfamilienhaus eingebauten Blockheizkraftwerks. 
225  Schreiben des deutschen BMF vom 1.4.2009, IV B 8 – S 7124/07/10002 sowie Abschn. 2.5. UStAE; kritisch 

dazu Hörtnagl-Seidner, Umsatzsteuerliche Behandlung von Photovoltaikanlagen, RdW 2010, 114 (115), 
denn demnach wäre auch ein Anlagenbetreiber, der keinen Strom einspeist, weil er die erzeugte Energie zu 
100 % privat verwendet, als Unternehmer zu behandeln, solange ein Anschluss der Photovoltaikanlage an 
das öffentliche Stromnetz vorhanden ist. Nach Ansicht von Hörtnagl-Seidner kann ohne Entfaltung einer wirt-
schaftlichen Tätigkeit (ohne Einspeisung in das öffentliche Stromnetz) auch kein Unternehmen vorliegen. 

226  Peyerl, Umsatzsteuerliche Beurteilung von Photovoltaikanlagen, SWK 2010, 657 (659). 
227  Thommen/Achleitner, Allgemeine Betriebswirtschaftslehre4 (2003) 33 sowie Wöhe/Döring, Einführung in die 

allgemeine Betriebswirtschaftslehre22 (2005) 1. 
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der Verkauf nur im untergeordneten Ausmaß erfolgt.228 Wichtig ist allerdings für eine markt-

wirtschaftliche Tätigkeit, dass die Produktion den Eigenbedarf übersteigt. Beim Betrieb einer 

Photovoltaikanlage liegt somit nur dann eine wirtschaftliche Tätigkeit vor, wenn die erzeugte 

Strommenge den Privatverbrauch bzw. Eigenbedarf an Strom regelmäßig übersteigt, unab-

hängig davon, ob es sich dabei um Voll- oder Überschusseinspeisung handelt.229 

Stadie ist ebenfalls der Auffassung, dass der Betreiber einer privaten Anlage zur Stromge-

winnung nicht dadurch unternehmerisch tätig wird, dass er regelmäßig den erzeugten Strom, 

insbesondere von einer Photovoltaikanlage, an einen Stromnetzbetreiber abgibt. Eine solche 

Anlage wird vorrangig aus privaten Motiven und nicht primär zur Erbringung von Leistungen 

am Markt betrieben. Der eingespeiste Strom ist nur die Nebenfolge einer privaten Tätigkeit, 

die nicht annährungsweise dem Typus der unternehmerischen (wirtschaftlichen/geschäft-

lichen/gewerblichen) Betätigung entspricht.230 

Die österreichische Finanzverwaltung ging bisher davon aus, dass eine umsatzsteuerlich 

beachtliche unternehmerische Tätigkeit nur dann vorliegt, wenn die erzeugte Strommenge 

dauerhaft deutlich größer (d.h. analog zur ertragsteuerlichen Beurteilung, wenn die zu erwar-

tende mittlere Jahresproduktion der Photovoltaikanlage den Durchschnittsverbrauch um 

mehr als 50 % übersteigt) ist als die im Haushalt des Anlagenbetreibers privat verbrauchte 

Strommenge, und wenn der Stromüberschuss gegen Entgelt in das öffentlichen Stromnetz 

eingespeist wird.231 Auch nach Achatz/Ruppe führen Tätigkeiten, die lediglich der Selbstver-

sorgung dienen, nicht zur Unternehmereigenschaft.232 Allerdings soll bei einer Konstellation 

wie in Deutschland, wo der Strom aus privaten Photovoltaikanlagen nach dem EEG zu ei-

nem garantierten, zum Teil weit über dem Bezugspreis liegenden Preis eingespeist werden 

kann, die Unternehmereigenschaft zu bejahen sein.233 

Auch der VwGH hatte Zweifel daran, ob der Betrieb einer Photovoltaikanlage im privaten 

Bereich bei Einspeisungen unter der eigenen Energiebedarfsmenge des Haushaltes eine 

wirtschaftliche Tätigkeit i.S.d. Art. 9 (damals noch Art. 4) MWSt-RL darstellt, und es somit 

genügt, dass der erzeugte Strom ganz oder teilweise, regelmäßig und nicht nur gelegentlich 

gegen Entgelt in das öffentlichen Stromnetz eingespeist wird. Die Anbindung an das öffentli-

                                                 
228  Peyerl, Umsatzsteuerliche Beurteilung von Photovoltaikanlagen, SWK 2010, 657 (659) nach Ruppe/Achatz, 

UStG4, § 3 Tz. 201. 
229  Peyerl, Umsatzsteuerliche Beurteilung von Photovoltaikanlagen, SWK 2010, 657 (659) sowie UFS 

17.4.2008, RV/0391-L/07. 
230  Stadie in Rau/Dürrwächter, Kommentar zum (deutschen) UStG, § 2 Rz. 381. 
231  Erlass des BMF, GZ BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012, dient der Klarstellung und ergeht in Abän-

derung des Erlasses des BMF, GZ BMF-010219/0220-VI/4/2009 vom 1.9.2009, Umsatzsteuerprotokoll über 
den Salzburger Steuerdialog 2009. Dieser Erlass ist allerdings aufgrund der aktuellen Entscheidung des 
EuGH 20.6.2013, Rs. C-219/12, Fuchs, noch nicht in der amtlichen Slg. veröffentlicht, nicht haltbar. 

232  Ruppe/Achatz, UStG4, § 2 Tz. 56. 
233  Ruppe/Achatz, UStG4, § 2 Tz. 56/1. 
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che Stromnetz kann nach Meinung des VwGH nicht schon als unternehmerische Entschei-

dung zur Aufnahme einer wirtschaftlichen Tätigkeit verstanden werden. Vielmehr stellt sie 

eine technische Variante zur Reduktion der Errichtungskosten und den Ersatz für eigene 

Stromspeichermöglichkeiten dar. Bei Betrachtung aller Umstände der Nutzung einer Photo-

voltaikanlage kann das Ausmaß des eigenen Energieverbrauches des Haushaltes im Ver-

gleich zur erzeugten Strommenge von Bedeutung sein. Da der VwGH zu keiner abschlie-

ßenden Antwort gelangt ist, hat er diese Frage dem EuGH zur Vorabentscheidung vorge-

legt.234 

Der EuGH235 ist in seiner Entscheidung den Schlussanträgen der Generalanwältin gefolgt. 

Danach liegt beim Betrieb einer Photovoltaikanlage im privaten Bereich unabhängig vom 

Haushaltsverbrauch eine wirtschaftliche Tätigkeit i.S.d Art. 9 (damals noch Art. 4) MWSt-RL 

vor. Wird Strom ganz oder teilweise an den Netzbetreiber geliefert, und wird diese Lieferung 

vergütet, so stellt das objektiv eine wirtschaftliche Tätigkeit dar. Bei Photovoltaikanlagen oh-

ne Anbindung an das öffentliche Stromnetz bzw. mit Stromspeichermöglichkeit liegt hinge-

gen keine wirtschaftliche Tätigkeit vor, da sie lediglich den Haushalt versorgt. Somit besteht 

nach Meinung der Generalanwältin ein für die Einstufung einer Tätigkeit als wirtschaftliche 

Tätigkeit relevanter objektiver Unterschied zwischen einer Anlage mit Stromspeichermög-

lichkeit und einer netzgekoppelten Anlage, die die erzeugte Strommenge ganz oder teilweise 

gegen Entgelt in das öffentliche Stromnetz einspeist.236 

Der EuGH stellte aufgrund dieser Überlegungen fest, dass bei einer Photovoltaikanlage, die 

den produzierten Strom gegen nachhaltige Einnahmen an das Netz liefert, die Vorausset-

zungen für eine wirtschaftliche Tätigkeit i.S.d. MWSt-RL erfüllt sind. Dabei spielt das Verhält-

nis zwischen der erzeugten Strommenge einerseits und der im Haushalt des Anlagenbetrei-

bers verbrauchten Strommenge andererseits für die Einstufung der Stromlieferung als wirt-

schaftliche Tätigkeit keine Rolle. Somit fällt nach Ansicht des EuGH „der Betrieb einer auf 

oder neben einem Wohnhaus angebrachten Photovoltaikanlage, die derart ausgelegt ist, 

dass zum einen die Menge des erzeugten Stroms die durch den Anlagenbetreiber insgesamt 

privat verbrauchte Strommenge immer unterschreitet und zum anderen der erzeugte Strom 

gegen nachhaltige Einnahmen an das Netz geliefert wird, unter den Begriff ‚wirtschaftliche 

Tätigkeiten‘“ i.S.d. der MWSt-RL.237 

Diese Entscheidung ist fragwürdig. M.E. begründet die Entscheidung einer Privatperson, 

eine netzgekoppelte Photovoltaikanlage zu errichten, die nicht einmal den eigenen Strombe-

                                                 
234  VwGH 29.3.2012, 2009/15/0143. 
235  EuGH 20.6.2013, Rs. C-219/12, Fuchs, noch nicht in der amtlichen Slg. veröffentlicht. 
236  EuGH-Verfahren, Rs. C-219/12, Schlussanträge der Generalanwältin vom 7.3.2013. 
237  EuGH 20.6.2013, Rs. C-219/12, Fuchs, noch nicht in der amtlichen Slg. veröffentlicht. 
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darf decken kann, keine wirtschaftliche Tätigkeit i.S.d. Art. 9 MWSt-RL.238 Wird Strom regel-

mäßig in das öffentliche Stromnetz gegen Vergütung eingespeist, so handelt es sich für sich 

betrachtet zwar um eine nachhaltige Tätigkeit, aus der Einnahmen erzielt werden.239 Diese 

Tätigkeit ist aber nicht von vornhinein einnahmenorientiert, sondern aus Mangel an Strom-

speichermöglichkeit und zur Deckung des eigenen Strombedarfs veranlasst. 

Wird hingegen eine Photovoltaikanlage betrieben, die regelmäßig mehr Strom erzeugen 

kann, als der Haushalt des Anlagenbetreibers tatsächlich benötigt, d.h. entsteht regelmäßig 

ein Stromüberschuss, so kann davon ausgegangen werden, dass die Photovoltaikanlage, 

neben den Gründen der mangelnden Stromspeichermöglichkeit und der Eigenbedarfsde-

ckung von Strom, auch mit Einnahmenerzielungsabsicht betrieben wird. In diesem Fall ist 

der Betrieb der Photovoltaikanlage als wirtschaftliche Tätigkeit einzustufen, unabhängig da-

von, ob es sich dabei um Voll- oder Überschusseinspeisung handelt.240 Die Besteuerungs-

praxis wird künftig der EuGH-Entscheidung241 folgen. In diesem Kapitel soll dennoch das – 

vom EuGH abweichende – Konzept vorgestellt werden. 

5.2.2 Private Energieerzeugung 

Liegt die erzeugte Strommenge unter dem Eigenbedarf an Strom, so ist die Photovoltaikan-

lage dem nichtunternehmerischen Bereich zuzuordnen, unabhängig davon, ob der erzeugte 

Strom ganz (Volleinspeisung) oder teilweise (Überschusseinspeisung) in das öffentliche 

Stromnetz eingespeist wird. Es ist davon auszugehen, dass die Energieerzeugung gänzlich 

aus privaten Motiven betrieben wird und die Einspeisung nur aufgrund mangelnder Strom-

speichermöglichkeit bzw. wegen Inanspruchnahme der Tarifförderung erfolgt. In diesem Fall 

dient die Photovoltaikanlage vorrangig der Selbstversorgung mit Strom und nicht der Erbrin-

gung von Leistungen am Markt.242 Tätigkeiten, die lediglich der Selbstversorgung dienen, 

führen nicht zur Unternehmereigenschaft.243 Ansonsten würden privat motivierte Anlagen 

durch den Vorsteuerabzug subventioniert werden. Dieser würde durch die Eigenverbrauchs-

besteuerung in den folgenden Jahren nur sukzessive neutralisiert und hätte dadurch zumin-

                                                 
238  So auch z.B. UFS 17.4.2008, RV/0391-L/07 und Peyerl, Umsatzsteuerliche Beurteilung von Photovoltaikan-

lagen, SWK 2010, 657. 
239  EuGH-Verfahren, Rs. C-219/12, Schlussanträge der Generalanwältin vom 7.3.2013. 
240  So auch z.B. UFS 17.4.2008, RV/0391-L/07 und Peyerl, Umsatzsteuerliche Beurteilung von Photovoltaikan-

lagen, SWK 2010, 657. 
241  EuGH 20.6.2013, Rs. C-219/12, Fuchs, noch nicht in der amtlichen Slg. veröffentlicht. 
242  In diesem Sinn auch UFS 17.4.2008, RV/0391-L/07; Peyerl, Umsatzsteuerliche Beurteilung von Photovol-

taikanlagen, SWK 2010, 657 sowie Stadie in Rau/Dürrwächter, Kommentar zum (deutschen) UStG, § 2 Rz. 
381. 

243  Ruppe/Achatz, UStG4, § 2 Tz. 56. 
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dest einen Finanzierungsvorteil zur Folge.244 Es steht daher weder ein Vorsteuerabzug für 

die Anschaffung und den Betrieb der Photovoltaikanlage zu, noch sind die Einnahmen aus 

der Einspeisung bzw. dem Verkauf von Strom steuerbar. 

5.2.3 Unternehmerische Energieerzeugung 

Wird mit der Photovoltaikanlage regelmäßig ein Stromüberschuss produziert, d.h. übersteigt 

die erzeugte Strommenge den Eigenbedarf an Strom im Haushalt regelmäßig, dann ist m.E. 

davon auszugehen, dass die Anlage nicht nur wegen mangelnder Stromspeichermöglichkeit 

und aus privaten Motiven, sondern auch aus wirtschaftlichen Beweggründen (Erbringung von 

Leistungen am Markt, Erzielung von Einnahmen) betrieben wird. In diesem Fall begründet 

die Energieerzeugung eine wirtschaftliche Tätigkeit i.S.d. Art. 9 Abs. 1 MWSt-RL bzw. ein 

umsatzsteuerliches Unternehmen i.S.d. § 2 Abs. 1 UStG,245 auch wenn der Verkauf von 

Strom, wie bei der Überschusseinspeisung, nur im untergeordneten Ausmaß erfolgt.246 Nach 

der bisherigen Ansicht der Finanzverwaltung ist die Stromproduktion hingegen erst dann 

eine umsatzsteuerliche Unternehmertätigkeit, wenn die erzeugte Strommenge um mehr als 

50 % den Stromverbrauch des Haushaltes übersteigt.247 Der EuGH hat in seiner aktuellen 

Entscheidung diesen beiden Auffassungen eine Absage erteilt. Der Gerichtshof nimmt eine 

unternehmerische Tätigkeit unabhängig vom Verhältnis der erzeugten zur verbrauchten 

Strommenge immer dann an, wenn dauerhaft Strom gegen Entgelt in das Netz eingespeist 

wird.248 

Die Einnahmen aus der Einspeisung unterliegen nach § 1 Abs. 1 Z 1 UStG grundsätzlich der 

Umsatzsteuer (siehe Abschnitt 3.2.1). Der private Verbrauch von Strom ist bei der Über-

schusseinspeisung, soweit die Photovoltaikanlage zu 100 % dem unternehmerischen Be-

reich zugeordnet wird, als Eigenverbauch gemäß § 3 Abs. 2 bzw. § 3a Abs. 1a Z 1 UStG zu 

berücksichtigen (siehe Abschnitt 3.2.3). 

5.2.3.1 Vorsteuerabzug bei Photovoltaikanlagen im privaten Bereich 

Soweit der Betrieb einer Photovoltaikanlage im privaten Bereich als umsatzsteuerliche Un-

ternehmertätigkeit anzusehen ist, steht dem Anlagenbetreiber der Vorsteuerabzug für die 

                                                 
244  Peyerl, Umsatzsteuerliche Beurteilung von Photovoltaikanlagen, SWK 2010, 657 (658) sowie Stadie in 

Rau/Dürrwächter, Kommentar zum (deutschen) UStG, § 2 Rz. 381. 
245  So auch UFS 17.4.2008, RV/0391-L/07 und Peyerl, Umsatzsteuerliche Beurteilung von Photovoltaikanlagen, 

SWK 2010, 657. 
246  Ruppe/Achatz, UStG4, § 3 Tz. 201. 
247  Erlass des BMF, GZ BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012. 
248  EuGH 20.6.2013, Rs. C-219/12, Fuchs, noch nicht in der amtlichen Slg. veröffentlicht. 
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Anschaffung und den Betrieb der Anlage zu, wenn die allgemeinen Vorausaussetzungen für 

den Vorsteuerabzug (z.B. Vorliegen einer Rechnung) ebenfalls erfüllt sind. 

Nach der früheren Ansicht der Finanzverwaltung konnte eine Unternehmereigenschaft des 

Anlagenbetreibers nur dann vorliegen, wenn dieser deutlich mehr Strom erzeugt, als er ver-

braucht. Zudem war der Vorsteuerabzug nach Maßgabe des § 12 Abs. 2 Z 2 lit. a UStG zu 

beurteilen. Demnach gelten Leistungen, deren Entgelte überwiegend keine abzugsfähigen 

Ausgaben (Aufwendungen) i.S.d. § 20 Abs. 1 Z 1 bis 5 EStG oder der §§ 8 Abs. 2 und 12 

Abs. 1 Z 1 bis 5 KStG sind, als nicht für das Unternehmen ausgeführt und sind somit von 

Vorsteuerabzug ausgeschlossen. Da die Anschaffungskosten einer Photovoltaikanlage in 

einem privat genutzten Gebäude grundsätzlich nicht abzugsfähige Ausgaben gemäß § 20 

Abs. 1 Z 1 EStG darstellen, stand der Vorsteuerabzug nur dann zu, wenn die erzeugte 

Strommenge mindestens doppelt so groß als der zum privaten Verbrauch benötigte Strom 

war.249 

Der UFS ist der Auffassung, dass § 12 Abs. 2 Z 2 lit. a UStG auf eine Photovoltaikanlage 

nicht anwendbar ist,250 da diese Bestimmung, die richtlinienkonform eng auszulegen ist, nur 

jene Aufwendungen erfasst, deren Entgelte trotz betrieblicher Veranlassung vom ertrags-

teuerlichen Abzug durch § 20 Abs. 1 Z 1 bis 5 EStG überwiegend ausgeschlossen sind.251 

Dem ist zuzustimmen.252 Die Bestimmung des § 20 EStG ist für Wirtschaftsgüter, die (nahe-

zu) ausschließlich betrieblich oder beruflich verwendet werden, sowie für Aufwendungen, bei 

denen eine klar abgrenzbare betriebliche Veranlassung neben einer privaten Veranlassung 

gegeben ist, nicht anwendbar. Der Aufwand für auch betrieblich genutzte Kraftfahrzeuge, 

Computer, Telefaxgeräte oder Telefone fällt daher genauso wenig darunter,253 wie der für 

eine gemischt genutzte Photovoltaikanlage. 

In Abänderung des Umsatzsteuerprotokolls 2009254 steht laut derzeitiger Ansicht der Finanz-

verwaltung der Vorsteuerabzug zur Gänze zu, wenn die erzeugte Strommenge (zu erwar-

tende mittlere Jahresproduktion) um mehr als 50 % den Privatverbrauch (Durchschnittsver-

brauch) übersteigt sowie die Anlage zu 100 % dem Unternehmen zugeordnet wird und keine 

                                                 
249  Erlasses des BMF, GZ BMF-010219/0220-VI/4/2009 vom 1.9.2009, Umsatzsteuerprotokoll über den Salz-

burger Steuerdialog 2009; siehe auch Caganek, Aktuelles aus dem Umsatzsteuerprotokoll 2009, SWK 2010, 
65. 

250  UFS 7.5.2007, RV/0534-L/05; UFS 28.5.2009, RV/0254-L/07 sowie UFS 15.02.2012, RV/0079-F/11. 
251  Ruppe/Achatz, UStG4, § 12 Tz. 151. 
252  So auch Peyerl, Umsatzsteuerliche Beurteilung von Photovoltaikanlagen, SWK 2010, 657 (660). 
253  VwGH 16.9.1992, 90/13/0291 sowie VwGH 29.6.1995, 93/15/0104. 
254  Erlasses des BMF, GZ BMF-010219/0220-VI/4/2009 vom 1.9.2009, Umsatzsteuerprotokoll über den Salz-

burger Steuerdialog 2009. 
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Liebhaberei nach § 1 Abs. 2 LVO gegeben ist.255 Der § 12 Abs. 2 Z 2 lit. a UStG ist demnach 

nicht mehr anzuwenden. 

Für den Vorsteuerabzug aus dem Betrieb einer Photovoltaikanlage ist der § 12 Abs. 2 Z 1 

UStG maßgebend. Demnach kann der Vorsteuerabzug geltend gemacht werden, wenn die 

Photovoltaikanlage zu mindestens 10 % unternehmerischen Zwecken dient.256 Dies ist laut 

Peyerl nach dem Verhältnis von insgesamt erzeugter zu privat verbrauchter Strommenge zu 

beurteilen.257 D.h. die von der Photovoltaikanlage erzeugte Strommenge muss regelmäßig 

den Privatverbrauch des Haushaltes um mindestens 10 % übersteigen, unabhängig davon, 

ob es sich um Voll- oder Überschusseinspeisung handelt, damit der Anlagenbetreiber vor-

steuerabzugsberechtigt ist.258 Ist diese Bedingung erfüllt, hat der Anlagenbetreiber das Wahl-

recht die Photovoltaikanlage zu 100 % dem Unternehmen zuzuordnen und den vollen Vor-

steuerabzug geltend zu machen, oder nach Maßgabe der unternehmerischen Verwendung 

(§ 12 Abs. 2 Z 1 lit. b UStG) dem Unternehmen zuzuordnen und den anteilsmäßigen Vor-

steuerabzug geltend zu machen.259 Die Volleinspeisung ist zur Gänze dem Unternehmen 

zuzuordnen und es steht der volle Vorsteuerabzug zu, soweit ein den Privatverbrauch um 

mindestens 10 % übersteigender Stromüberschuss entsteht. Da bei der Überschusseinspei-

sung die aus der Photovoltaikanlage für private Zwecke entnommene Strommenge und so-

mit auch die eingespeiste Strommenge schwanken können, ist es empfehlenswert die Anla-

ge in diesem Fall auch zur Gänze dem Unternehmen zuzuordnen und die tatsächliche für 

private Zwecke verbrauchte Strommenge im Rahmen des Eigenverbrauches zu berücksich-

tigen (siehe Abschnitt 3.2.3). 

Der von einem Energieversorgungsunternehmen gänzlich (Volleinspeisung) oder zusätzlich 

(Überschusseinspeisung) eingekaufte und für private Zwecke benötigte Strom berechtigt 

entsprechend dem Belastungskonzept der Umsatzsteuer (Belastung des Endverbrau-

chers)260 nicht zum Vorsteuerabzug. 

                                                 
255  Erlass des BMF, GZ BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012. 
256  Ruppe/Achatz, UStG4, § 12 Tz. 115. 
257  Peyerl, Umsatzsteuerliche Beurteilung von Photovoltaikanlagen, SWK 2010, 657 (660). 
258  A.A. UFS 28.5.2009, RV/0254-L/07; Ender/Schneider, Steuerliche Behandlung von Photovoltaikanlagen, 

SWK 2009, 943; Hörtnagl-Seidner, Umsatzsteuerliche Behandlung von Photovoltaikanlagen, RdW 2010, 
114; UFS 15.02.2012, RV/0079-F/11 sowie EuGH 20.6.2013, Rs. C-219/12, Fuchs, noch nicht in der amtli-
chen Slg. veröffentlicht. 

259  Ruppe/Achatz, UStG4, § 12 Tz. 115. 
260  Peyerl, Umsatzsteuerliche Beurteilung von Photovoltaikanlagen, SWK 2010, 657 (658), mit Verweis auf Rup-

pe/Achatz, UStG4, Einführung Tz. 40. 
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5.2.3.2 Vorsteuerberichtigung i.Z.m. dem Übergang von der Regelbesteuerung zur 
Kleinunternehmerregelung bei Photovoltaikanlagen 

Da die Umsätze aus dem Betrieb einer dem Unternehmen zugeordneten Photovoltaikanlage 

im privaten Bereich in den meisten Fällen 30.000 Euro jährlich nicht übersteigen, ist der An-

lagenbetreiber ein Kleinunternehmer gemäß § 6 Abs. 1 Z 27 UStG.261 Die Umsätze sind so-

mit steuerfrei, es steht aber auch kein Vorsteuerabzug zu. Durch den Verzicht auf die Klein-

unternehmerregelung, der eine mindestens 5-jährige Bindung mit sich bringt, werden die 

Umsätze steuerpflichtig und das Recht auf Vorsteuerabzug steht zu.262 

Diese Vorgehensweise ist vorteilhaft, um den Vorsteuerabzug auf die Anschaffungskosten 

der Photovoltaikanlage geltend zu machen und so die Finanzierungskosten zu kürzen. Nach 

der 5-jährigen Bindung an die Normalbesteuerung kann zur Kleinunternehmerregelung zu-

rückgekehrt werden. Beim Wechsel von der Normalbesteuerung zur Kleinunternehmerrege-

lung liegt eine Änderung der Verhältnisse vor, die für den Vorsteuerabzug maßgeblich wa-

ren, weil nunmehr ein Ausschuss vom Vorsteuerabzug eintritt. Es kann somit zu negativen 

Vorsteuerberichtigungen nach § 12 Abs. 10 und 11 UStG kommen.263 

Im Fall der Photovoltaikanlage (Anlagevermögen) besteht aber keine Vorsteuerberichti-

gungspflicht, da die Frist, in der die Änderung der Verhältnisse zu berücksichtigen gewesen 

wäre, gemäß § 12 Abs. 10 UStG mit Ablauf des vierten Kalenderjahres, das auf das Jahr der 

erstmaligen Verwendung der Photovoltaikanlage gefolgt ist, ausgelaufen ist.264 Eine Vor-

steuerberichtigung kann nur vorzunehmen sein, wenn in den fünf Jahren der Regelbesteue-

rung beispielsweise Reparaturen (z.B. Austausch des Wechselrichters) erforderlich waren, 

für die ein Vorsteuerabzug geltend gemacht wurde. 

Der Anlagenbetreiber muss somit nach der Wiederkehr zur Kleinunternehmerregelung die 

Vorsteuer aus den Anschaffungskosten der Photovoltaikanlage nicht zu seinem Lasten be-

richtigen und entzieht sich ab sofort der Besteuerung der Umsätze aus dem Stromverkauf. In 

diesen fünf Jahren der Normalbesteuerung entsteht ein großer Vorsteuerüberhang zu Guns-

ten des Anlagenbetreibers. 

5.2.4 Liebhaberei 

Nach § 2 Abs. 5 Z 2 UStG gilt eine Tätigkeit, die auf Dauer gesehen Gewinne oder 

Einnahmenüberschüsse nicht erwarten lässt, nicht als gewerbliche oder berufliche Tätig-

                                                 
261  In diesem Sinn auch Hörtnagl-Seidner, Umsatzsteuerliche Behandlung von Photovoltaikanlagen, RdW 2010, 

114 (116). 
262  Ruppe/Achatz, UStG4, § 6 Tz. 441. 
263  Haunold in Achatz/Tumpel, Vorsteuerabzug (2005) 165. 
264  Ruppe/Achatz, UStG4, § 12 Tz. 307. 
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keit.265 In Verbindung mit § 6 LVO kann Liebhaberei im umsatzsteuerrechtlichen Sinn nur bei 

Betätigungen i.S.d. § 1 Abs. 2 LVO vorliegen. Somit kommen als umsatzsteuerliche Liebha-

berei nur Tätigkeiten in Betracht, die typischerweise auf eine besondere in der Lebensfüh-

rung begründete Neigung zurückzuführen sind.266 Der Sinn und Zweck dieser Vorschrift ist 

die Trennung der unternehmerischen Tätigkeit von der Konsumsphäre bzw. dem Endver-

brauch.267 

Die österreichische Finanzverwaltung verneint eine Unternehmereigenschaft bei Photovoltai-

kanlagen, die insgesamt keine Gewinne erwirtschaften mit Hinweis auf § 1 Abs. 2 LVO.268 

Hörtnagl-Seidner lehnt die Einstufung von Photovoltaikanlagen, die insgesamt keinen Ge-

winn abwerfen, als Tätigkeit i.S.d. § 1 Abs. 2 LVO aus dem Grund ab, weil sie der MWSt-RL 

widerspricht. Nach Art. 9 Abs. 1 MWSt-RL ist für das Vorliegen einer Unternehmereigen-

schaft das Ergebnis der Tätigkeit nicht maßgebend. Somit sind ihrer Ansicht nach Betreiber 

von Anlagen, die sich innerhalb angemessener Frist nicht rechnen, als Unternehmer gemäß 

§ 2 Abs. 1 UStG zu behandeln.269 Auch nach Bürgler steht das Erfordernis einen Gewinn zu 

erwirtschaften, gemäß § 2 Abs. 5 Z 2 UStG im offensichtlichem Gegensatz zu § 2 Abs. 1 

UStG, in dem richtlinienkonform nur die Erzielung von Einnahmen und nicht die Gewinner-

zielungsabsicht als Kriterium für die Unternehmereigenschaft gefordert wird.270 In Verbindung 

mit § 6 LVO stößt diese Bestimmung allerdings nicht auf unionsrechtliche Bedenken, da § 1 

Abs. 2 LVO nur solche Tätigkeiten ausgrenzt, die auch nicht als wirtschaftliche Tätigkeiten 

i.S.d. MWSt-RL angesehen werden können.271 

Wie im Abschnitt 5.1.3 bereits diskutiert wurde, liegt bei der Stromerzeugung keine Tätigkeit 

i.S.d. § 1 Abs. 2 LVO vor, da Strom kein Wirtschaftsgut ist, das sich nach der Verkehrsauf-

fassung in einem besonderen Maß für eine Nutzung im Rahmen der Lebensführung eignet 

(wie z.B. Wirtschaftsgüter, die der Sport- und Freizeitausübung dienen, Luxusgüter). Die 

Stromerzeugung stellt auch keine Tätigkeit dar, die typischerweise einer besonderen in der 

Lebensführung begründeten Neigung (Hobbytätigkeit) entspricht.272 Auch wenn der Betreiber 

einer Photovoltaikanlage nicht monetäre Ziele (z.B. Umweltschutz) verfolgt, kann diese Betä-

tigung nicht als Hobby oder Freizeitausübung angesehen werden.273 Ob der Umweltschutz-

                                                 
265  Widhalm in Achatz/Tumpel, EuGH-Rechtsprechung und Umsatzsteuerpraxis (2001) 86. 
266  Ruppe/Achatz, UStG4, § 2 Tz. 254. 
267  Ruppe/Achatz, UStG4, § 2 Tz. 248 sowie Bürgler in Berger/Bürgler/Kanduth-Kristen/Wakounig, UStG, § 2 Rz. 

286. 
268  Erlass des BMF, GZ BMF-010203/0452-VI/6/2012 vom 8.10.2012. 
269  Hörtnagl-Seidner, Umsatzsteuerliche Behandlung von Photovoltaikanlagen, RdW 2010, 114 (115). 
270  Bürgler in Berger/Bürgler/Kanduth-Kristen/Wakounig, UStG, § 2 Rz. 286. 
271  Ruppe/Achatz, UStG4, § 2 Tz. 12. 
272  UFS 28.5.2009, RV/0254-L/07. 
273  Peyerl, Umsatzsteuerliche Beurteilung von Photovoltaikanlagen, SWK 2010, 657 (660). 
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gedanke, die Unabhängigkeit oder ähnliche Gründe für die Investition ausschlaggebend sind, 

ist nach dem BFH irrelevant.274 

Im Ergebnis ist beim Betrieb einer Photovoltaikanlage weder Gewinnerzielungsabsicht ge-

fordert,275 noch liegt eine Tätigkeit i.S.d. § 1 Abs. 2 LVO vor. Die Stromerzeugung kann da-

her keine umsatzsteuerliche Liebhaberei darstellen.276 

5.3 Steuerliche Berücksichtigung von Dachsanierungen 

Oftmals werden im Zuge der Errichtung von Auf-Dach-Photovoltaikanlagen die Dächer sa-

niert. Es stellt sich deshalb die Frage, ob die Dachsanierung bei gewerblichen Photovoltai-

kanlagen auf Einfamilienhäusern dem privat genutzten Gebäude oder der Energieerzeugung 

zuzuordnen ist. Bei einer Zuordnung der Dachsanierung zum Betrieb der Photovoltaikanlage 

wären die Sanierungskosten ertragsteuerlich zur Gänze als Betriebsausgaben absetzbar und 

umsatzsteuerlich könnte die anfallende Vorsteuer geltend gemacht werden. 

Für die Beurteilung der ertrag- und umsatzsteuerlichen Absetzbarkeit ist m.E. auf die Not-

wendigkeit der Dachsanierung i.Z.m. der Errichtung der Photovoltaikanlage abzustellen. 

Handelt es sich bei der Sanierungsarbeiten lediglich um Verstärkungen des Daches, die aus 

statischen Gründen erforderlich sind, um die Photovoltaikanlage auf dem Dach zu montieren, 

so sind die Kosten dem Betrieb der Anlage zuzuordnen. Es besteht kein Nutzungs- und 

Funktionszusammenhang der Sanierungsarbeiten mit dem Gebäude, sondern ausschließlich 

mit der Energieerzeugung.277 Hierfür können die gesamten Sanierungskosten ertragsteuer-

lich als Betriebsausgaben berücksichtigt werden und es steht der volle Vorsteuerabzug zu. 

Ist das Dach hingegen auch ohne die Entscheidung darauf eine Photovoltaikanlage zu er-

richten sanierungsbedürftig, so ist kein Zusammenhang der Baumaßnahmen mit der Ener-

gieerzeugung gegeben. Die gesamten Dachsanierungskosten sind dem privaten Bereich 

zuzurechnen. Dem Eigentümer des Gebäudes steht das Recht auf Vorsteuerabzug nicht zu. 

Ertragsteuerlich liegen nichtabzugsfähige Ausgaben i.S.d. § 20 Abs. 1 Z 1 EStG (Aufwen-

dungen für den Haushalt des Steuerpflichtigen) vor. Diese Ausgaben können allerdings als 

Sonderausgaben gemäß § 18 Abs. 1 Z 3 lit. c EStG abgesetzt werden, wenn die übrigen 

Voraussetzungen für den Sonderausgabenabzug vorliegen. 

                                                 
274  BFH 11.4.2008, V R 10/07. 
275  FG München 25.1.2007, 14 K 1899/04. 
276  So auch UFS 28.5.2009, RV/0254-L/07; Ender/Schneider, Steuerliche Behandlung von Photovoltaikanlagen, 

SWK 2009, 943 (945) sowie Peyerl, Umsatzsteuerliche Beurteilung von Photovoltaikanlagen, SWK 2010, 
657 (660). 

277  So auch die Verfügung des Bayerischen Landesamts für Steuern vom 7.8.2012, S 7300.2.1-14/48 St33. 



 64 

Wird eine gebäudeintegrierte Photovoltaikanlage errichtet, die neben der Funktion der 

Stromerzeugung auch die Funktion der Dachbedeckung übernimmt,278 so sind die gesamten 

Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten der gewerblichen bzw. unternehmerischen Energie-

erzeugung zuzuordnen. Dies beruht auf der Einstufung der gebäudeintegrierten Photovoltai-

kanlage als selbstständiges Wirtschaftsgut im ertragsteuerlichen Sinn279 bzw. als eigenstän-

diger Gegenstand im umsatzsteuerlichen Sinn.280 Die Anschaffungskosten sind ertragsteuer-

lich auf die gewöhnliche Nutzungsdauer verteilt abzuschreiben und es steht der volle Vor-

steuerabzug zu. 

Schwierig ist die Lage zu beurteilen, wenn die Baumaßnahmen zwar gegenwärtig noch nicht 

erforderlich sind, aber im Zuge der Errichtung der Photovoltaikanlage trotzdem durchgeführt 

werden, weil die Dachsanierung zu einem späteren Zeitpunkt mit größerem Aufwand ver-

bunden wäre, da die Anlage z.B. abmontiert werden müsste. M.E. ist hier eine Notwenigkeit 

der Dachsanierung i.Z.m. dem Betrieb der Photovoltaikanlage teilweise zu bejahen. Die 

Dachsanierung ist in diesem Fall gemischt veranlasst, da sie teilweise den privaten Bereich 

und teilweise den betrieblichen Bereich (Energieerzeugung) betrifft. Bei gemischt genutzten 

Gebäuden ist der eindeutig zuordenbare Erhaltungsaufwand entsprechend der Zuordnung 

zu behandeln. Nicht eindeutig zuordenbare Aufwendungen sind grundsätzlich nach dem 

Verhältnis der Nutzflächen aufzuteilen, wobei ein untergeordnetes Ausmaß (weniger als 

20 %) der jeweils andersgearteten Nutzung nicht zu berücksichtigen ist.281 

Bei einer Auf-Dach-Photovoltaikanlage wird nur das Dach gemischt genutzt, ob das zu einer 

teilweise betrieblichen Nutzung des gesamten Gebäudes führt, ist fraglich. Die Finanzverwal-

tung hat sich dazu noch nicht geäußert. Geht man von einer teilweise betrieblichen Nutzung 

des Gebäudes aus, und folgt man Beiser, dann ist für den Vorsteuerabzug bei Gebäuden ein 

Mindestanteil an unternehmerischer Nutzung von 10 % nicht erforderlich.282 Selbst wenn kein 

Mindestanteil erforderlich ist, löst das aber noch nicht die Frage, wie der private und der be-

triebliche Anteil der Dachsanierung im Fall einer Photovoltaikanlage rechnerisch zu ermitteln 

sind. 

                                                 
278  Klima- und Energiefonds, Leitfaden Photovoltaik-Anlagen 2013, in: 

http://klimafonds.gv.at/assets/Uploads/Downloads-Frderungen/Photovoltaik_Geb_Kraftwerk/Leitfaden-PV-
2013.pdf, vom 7.6.2013. 

279  Verfügung des Bayerischen Landesamts für Steuern vom 5.8.2010, S 2190.1.1-1/3 St32, Moosbauer, Die 
umsatzsteuerliche Behandlung von Photovoltaikanlagen auf oder neben Eigenheimen von natürlichen Per-
sonen, Diplomarbeit an der Johannes Kepler Universität Linz (2011) 105 bezweifelt, ob nach Auslegung des 
österreichischen Rechts die gebäudeintegrierte Photovoltaikanlage als selbstständiges Wirtschaftsgut ange-
sehen werden kann, vielmehr stellt sie einen unselbstständigen Gebäudebestandteil dar. 

280  Moosbauer, Die umsatzsteuerliche Behandlung von Photovoltaikanlagen auf oder neben Eigenheimen von 
natürlichen Personen, Diplomarbeit an der Johannes Kepler Universität Linz (2011) 109. 

281  EStR 2000, Rz. 1403. 
282  Beiser, Das Fehlerkalkül des EuGH und der Vorsteuerabzug für die Privatwohnung im Betriebsgebäude, 

SWK 2013, 546. 
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Der BFH283 hat sich mit dieser Frage bereits auseinandergesetzt. Er geht davon aus, dass 

das Dach für die Installation der Anlage als Halterung erforderlich ist. Demnach besteht im-

mer, unabhängig von der Notwendigkeit der Baumaßnahmen, ein direkter und unmittelbarer 

Zusammenhang zwischen der Dachsanierung und der Energieerzeugung und es kann ein 

anteiliger Vorsteuerabzug geltend gemacht werden. Bei der Ermittlung, welcher Anteil an 

Vorsteuer abgezogen werden darf, ist auf die Verwendung des gesamten Gebäudes inkl. 

des Daches abzustellen. Im Rahmen des § 15 Abs. 4 dUStG kommt als sachgerechter Auf-

teilungsmaßstab bei Gebäuden i.d.R. eine Aufteilung nach dem Verhältnis der Nutzflächen in 

Betracht.284 Im Fall von Photovoltaikanlagen scheidet dies nach Ansicht des BFH aber aus, 

weil sich dadurch nicht objektiv widerspiegeln lässt, welcher Teil der Aufwendungen wel-

chem Bereich wirtschaftlich zuzurechnen ist. Der sachgerechte Aufteilungsschlüssel gemäß 

§ 15 Abs. 4 zweiter Satz dUStG ergibt sich für den BFH anstelle dessen aus dem Verhältnis 

der fiktiven Vermietungsumsätze der Dachfläche zur Summe der fiktiven Vermietungsumsät-

ze des Gebäudes und der Dachfläche. 

M.E. kann aber – aus österreichischer Sicht – eine Aufteilung anhand eines fiktiven Vermie-

tungsumsatzes nicht überzeugen, da für eine Vermietung von Dachflächen keine Marktprei-

se existieren und daher völlig willkürliche Werte angesetzt werden könnten. Überzeugender 

wäre es, den Anteil der Dachfläche, auf dem die Photovoltaikanlage angebracht ist, im Ver-

hältnis zur gesamten Dachfläche zu betrachten. Wurde die Dacherneuerung aufgrund der 

Errichtung einer Photovoltaikanlage zeitlich vorgezogen, dann sollte der Vorsteuerabzug 

vereinfachend für diesen Anteil zustehen. 

                                                 
283  BFH 19.7.2011, XI R 29/10. 
284  BFH 19.7.2011, XI R 29/10 mit Verweis auf Abschn. 15.17. Abs. 7 Satz 4 UStAE. 
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6 Ergebnisse 

Photovoltaikanlagen bieten die Möglichkeit, den eigenen Strombedarf ganz oder teilweise zu 

decken und so vom Energiemarkt unabhängig zu sein. Durch den Anschluss der Photovol-

taikanlage an das öffentliche Stromnetz ersparen sich Betreiber zum einen die Kosten für die 

Stromspeicherung in Form von Akkumulatoren, und eröffnen sich zum anderen den Zugang 

zu Förderungen (Tarif- bzw. Investitionsförderungen). Eine netzgekoppelte Photovoltaikanla-

ge kann als Voll- oder als Überschusseinspeisung betrieben werden. Bei der Volleinspeisung 

wird zunächst der gesamte erzeugte Strom in das Stromnetz eingespeist und der für den 

Eigenbedarf benötige Strom anschließend aus dem Stromnetz bezogen. Bei der Über-

schusseinspeisung wird hingegen nur der momentan nicht für den Eigenbedarf benötigte 

Strom eingespeist. Liegt der momentane Eigenbedarf über der momentan erzeugten Strom-

menge, wird Strom aus dem Stromnetz bezogen. Sowohl bei der Voll- als auch bei der Über-

schusseinspeisung kommt es somit zu regelmäßigen entgeltlichen Einspeisungen von Strom 

in das öffentliche Stromnetz. 

Wird eine Photovoltaikanlage im Rahmen eines bereits bestehenden Betriebes auf dem Be-

triebsgebäude bzw. -grundstück oder auf einem vom Betrieb gemieteten Gebäude bzw. 

Grundstück errichtet, um damit den betrieblichen Strombedarf ganz oder teilweise zu de-

cken, so ist sie ertragsteuerlich diesem Betrieb zuzuordnen, unabhängig davon, ob es sich 

um Voll- oder Überschusseinspeisung handelt. Sie gehört zum Betriebsvermögen und alle 

mit der Anlage verbunden Einnahmen (aus der Einspeisung von Strom) und Ausgaben (An-

schaffungs- und Betriebskosten) sind Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben, die sich 

positiv bzw. negativ auf den Betriebserfolg auswirken. Die Anschaffungskosten der Anlage 

sind gemäß § 7 EStG gleichmäßig verteilt auf die Nutzungsdauer von i.d.R. 20 Jahren abzu-

schreiben. Die Verwendung der Photovoltaikanlage bzw. die Entnahme von Strom für private 

Zwecke ist durch die Nutzungsentnahme bzw. Entnahme von Erzeugnissen zu berücksichti-

gen. 

Dient die Photovoltaikanlage der Stromversorgung eines umsatzsteuerlichen Unternehmens, 

dann gehört sie zu diesem Unternehmen. Die aus der Einspeisung erzielten Umsätze sind 

gemäß § 1 Abs. 1 UStG steuerbar. Dem Unternehmer steht der volle Vorsteuerabzug zu, 

wenn die Photovoltaikanlage zu mindestens 10 % unternehmerischen Zwecken dient. Die 

Verwendung für unternehmensfremde (private) Zwecke ist im Rahmen der Besteuerung des 

Eigenverbrauches gemäß § 3 Abs. 2 bzw. § 3a Abs. 1a UStG zu berücksichtigen. 
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Betreibt ein (pauschalierter) Landwirt eine netzgekoppelte Photovoltaikanlage im Bereich 

seines land- und forstwirtschaftlichen Betriebes, so ist für die ertrag- und umsatzsteuerliche 

Beurteilung der Stromerzeugung, unabhängig davon, ob Voll- oder Überschusseinspeisung 

vorliegt, das Verhältnis der erzeugten Strommenge zum eigenen Stromverbrauch (privat und 

land- und forstwirtschaftlich) maßgebend. Ist die erzeugte Strommenge nicht höher als der 

Eigenbedarf und überwiegt der Stromverbrauch in der Land- und Forstwirtschaft, ist die 

Stromerzeugung dem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb zuzuordnen. Überwiegt hinge-

gen der private Stromverbrauch, dann gehört die Stromerzeugung der Privatsphäre an. Liegt 

die erzeugte Strommenge über dem Eigenbedarf, ist wieder auf das Überwiegen abzustel-

len. Überwiegt der Stromverbrauch in der Land- und Forstwirtschaft, so stellt die Stromer-

zeugung einen land- und forstwirtschaftlichen Nebenbetrieb dar. Bei überwiegenden Strom-

verbrauch im nicht land- und forstwirtschaftlichen Bereich (privat und Überproduktion) wird 

ein eigenständiger Gewerbebetrieb begründet. 

Bei netzgekoppelten privaten Photovoltaikanlagen, die auf oder neben einem Eigenheim 

errichtet und betrieben werden, muss nach der in dieser Arbeit vertretenen Auffassung für 

die Begründung eines ertragsteuerlichen Gewerbebetriebes bzw. der umsatzsteuerlichen 

Unternehmereigenschaft entgegen zahlreicher Ansichten das Verhältnis der mit der Anlage 

erzeugten Strommenge zum eigenen Stromverbrauch entscheidend sein. Der EuGH hat 

dieser Auffassung in einer aktuellen Entscheidung allerdings eine Absage erteilt. Für den 

Gerichtshof kommt es hinsichtlich der umsatzsteuerlichen Unternehmereigenschaft aus-

schließlich darauf an, dass Strom nachhaltig zur Erzielung von Einnahmen in das Netz ein-

gespeist wird.285 

In der vorliegenden Arbeit wurde hingegen die Meinung vertreten, dass die Stromerzeugung 

immer dann privat ist, wenn die erzeugte Strommenge unter dem Eigenbedarf liegt. Es ist 

davon auszugehen, dass die Einspeisung nur aus dem Grund der mangelnden Stromspei-

chermöglichkeit und nicht aus marktwirtschaftlichen Gründen (Erbringung von Leistungen am 

Markt) erfolgt. Ertragsteuerlich sind die Kosten für Anschaffung und Betrieb der Photovoltai-

kanlage i.S.d. § 20 Abs. 1 Z 1 EStG (Aufwendungen für den Haushalt des Steuerpflichtigen) 

nicht abzugsfähig. Umsatzsteuerlich steht ein Vorsteuerabzug für diese Kosten nicht zu und 

die Einnahmen aus der Einspeisung bzw. dem Verkauf von Strom sind nicht steuerbar. 

Wird hingegen regelmäßig mehr Strom erzeugt als im Haushalt des Anlagenbetreibers benö-

tigt wird, begründet die Stromerzeugung einen eigenständigen Gewerbebetrieb und ein um-

satzsteuerliches Unternehmen. Der Betrieb der Photovoltaikanlage führt zu Einkünften aus 

einem Gewerbebetrieb. Wird allerdings während der gesamten Nutzungsdauer kein Ge-

                                                 
285  EuGH 20.6.2013, Rs. C-219/12, Fuchs, noch nicht in der amtlichen Slg. veröffentlicht. 
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samtgewinn erwartet, liegt Liebhaberei vor. Der Vorsteuerabzug steht dann zu, wenn die 

erzeugte Strommenge regelmäßig den Stromverbrauch des Haushaltes um mindestens 

10 % übersteigt. Es wäre daher sinnvoll, dass die entgeltliche Einspeisung von Strom auch 

erst dann als steuerbar gilt, wenn die regelmäßige Überproduktion mindestens 10 % des 

Stromverbrauches des Haushaltes ausmacht.286 

Dass der EuGH diese Auffassung betreffend der umsatzsteuerlichen Behandlung von Pho-

tovoltaikanlagen im privaten Bereich in seiner aktuellen Entscheidung nicht teilen wird, war 

nach den Schlussanträgen der Generalanwältin287 zu erwarten. Abschließend ist nochmals 

darauf hinzuweisen, dass der Betrieb einer im privaten Bereich errichteten Photovoltaikanla-

ge laut EuGH288 unabhängig von der erzeugten Strommenge und vom Stromverbrauch des 

Haushaltes eine wirtschaftliche Tätigkeit i.S.d Art. 9 MWSt-RL darstellt. Somit sind alle priva-

ten Anlagenbetreiber als umsatzsteuerliche Unternehmer zu behandeln, die ihren erzeugten 

Strom ganz oder teilweise in das Stromnetz gegen Entgelt einspeisen. Alle Umsätze aus 

dem Verkauf vom Strom sind steuerbar und der Vorsteuerabzug steht allen Anlagenbetrei-

bern zu, sofern die Einspeisung mindestens 10 % der erzeugten Strommenge entspricht. Die 

Entscheidung des EuGH ist – wie in dieser Arbeit gezeigt wurde – systematisch zwar frag-

würdig. Sie führt aber  zu Rechtssicherheit hinsichtlich der steuerlichen Behandlung von pri-

vater Stromerzeugung in Österreich. 

                                                 
286  In diesem Sinn auch Caganek, Die wichtigsten Aussagen im neuen Umsatzsteuerrichtlinien-Wartungserlass 

2006, Anm. zu Pkt. 34, SWK 2006, 984 (995). 
287  EuGH-Verfahren, Rs. C-219/12, Schlussanträge der Generalanwältin vom 7.3.2013. 
288  EuGH 20.6.2013, Rs. C-219/12, Fuchs, noch nicht in der amtlichen Slg. veröffentlicht. 
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7 Fazit 

In dieser Masterarbeit wird deutlich, dass besonders die umsatzsteuerliche Beurteilung von 

netzgekoppelten Photovoltaikanlagen im privaten Bereich mit Schwierigkeiten verbunden ist. 

Da zur Begründung einer wirtschaftlichen Tätigkeit i.S.d. MWSt-RL nicht die Gewinnerzie-

lung, sondern lediglich die Einnahmenerzielung gefordert ist, sind bei regelmäßigen Strom-

einspeisungen gegen Entgelt alle Merkmale eines umsatzsteuerlichen Unternehmens erfüllt. 

Dem folgend hat der EuGH festgestellt, dass der Betrieb einer Photovoltaikanlage an oder 

neben privaten Eigenheimen mit regelmäßigen Einspeisungen in das öffentliche Stromnetz, 

unabhängig von der erzeugten Strommenge und dem Stromverbrauch des Haushaltes, eine 

wirtschaftliche Tätigkeit i.S.d. MWSt-RL darstellt. Mit dieser Entscheidung wird jeder Anla-

genbetreiber, der eine netzgekoppelte Photovoltaikanlage vorrangig zur Selbstversorgung 

errichtet, zum Unternehmer mit dem Recht auf Vorsteuerabzug. 

Wie in dieser Masterarbeit gezeigt wurde, wäre es überzeugender gewesen, die reine 

Selbstversorgung der Einkommensverwendungssphäre zuzuordnen und keine Unterneh-

mereigenschaft anzunehmen. Tätigkeiten, die einen subsistenzwirtschaftlichen Charakter 

haben, d.h. bei denen das Erbringen von Leistungen am Markt höchstens eine weit unterge-

ordnete Nebenfolge dieser Tätigkeit ist, sollten dem privaten Bereich zugeordnet werden. 

An der EuGH-Entscheidung ist zu begrüßen, dass dadurch klargestellt wurde, wie die Ei-

nordnung von privaten Photovoltaikanlagen künftig zu erfolgen hat. Das betrifft vor allem die 

in Grenzfällen durchaus schwierige Zuordnung zum unternehmerischen bzw. zum nichtun-

ternehmerischen Bereich. Für die Photovoltaikanlagenbetreiber wird durch die Entscheidung 

Rechtssicherheit geschaffen. 
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EuGH 26.9.1996, Rs. C-230/94, Enkler, Slg. 1996, I-4517. 

EuGH 27.4.1999, Rs. C-48/97, Kuwait Petroleum, Slg. 1999, I-2323. 

EuGH 21.3.2000, Rs. C-110/98, Gabelfrisa, Slg. 2000, I-1577. 

EuGH 19.9.2000, Rs. C-177/99, Ampafrance, Slg. 2000, I-7013. 

EuGH 17.5.2001, Rs. C-322/99, Fischer, Slg. 2001, I-4049. 

EuGH 20.1.2005, Rs. C-412/03, Scandic, Slg. 2005, I-734. 

EuGH 26.6.2007, Rs. C-284/04, T-Mobile Austria, Slg. 2007, I-5189. 

EuGH 13.12.2007, Rs. C-408/06, Franz Götz, Slg. 2007, I-11295. 

EuGH 11.12.2008, Rs. C-371/07, Danfoss A/S, Slg. 2008, I-9549. 

EuGH-Verfahren, Rs. C-219/12, Schlussanträge der Generalanwältin vom 7.3.2013. 

EuGH 20.6.2013, Rs. C-219/12, Fuchs, Slg. 2012, noch nicht in der amtlichen Slg. 
veröffentlicht. 

 

VfGH-Judikatur 

VfGH 14.12.1978, G 82/78. 

 

VwGH-Judikatur 

VwGH 18.1.1963, 1520/62. 

VwGH 30.6.1967, 259/67. 

VwGH 2.10.1968, 1345/67. 

VwGH 5.5.1970, 1894/68. 

VwGH 14.10.1981, 81/13/0050. 

VwGH 12.1.1983, 82/13/0174. 

VwGH 18.1.1983, 82/14/0076. 
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VwGH 18.1.1983, 82/14/0100. 

VwGH 3.5.1983, 82/14/0281. 

VwGH 7.6.1983, 82/14/0291. 

VwGH 29.5.1985, 83/13/0136. 

VwGH 21.1.1986, 84/14/0057. 

VwGH 4.3.1986, 85/14/0146. 

VwGH 18.3.1986, 85/14/0156. 

VwGH 14.09.1988, 87/13/0248. 

VwGH 17.1.1989, 88/14/0010. 

VwGH 28.2.1989, 89/14/0035. 

VwGH 26.4.1989, 89/14/0004. 

VwGH 23.10.1990, 89/14/0102. 

VwGH 17.10.1991, 89/13/0261. 

VwGH 22.1.1992, 90/13/0242. 

VwGH 18.3.1992, 92/14/0019. 

VwGH 5.8.1992, 90/13/0138. 

VwGH 16.9.1992, 90/13/0291. 

VwGH 20.4.1993, 92/14/0232. 

VwGH 24.5.1993, 92/15/0009. 

VwGH 7.9.1993, 93/14/0081. 

VwGH 15.9.1993, 91/13/0237. 

VwGH 15.11.1994, 90/14/0194. 

VwGH 23.11.1994, 91/13/0111. 

VwGH 29.6.1995, 93/15/0104. 

VwGH 18.7.1995, 91/14/0217. 

VwGH 22.11.1995, 94/15/0154. 

VwGH 23.5.1996, 93/15/0215, 0216. 

VwGH 10.7.1996, 96/15/0124. 

VwGH 17.9.1996, 92/14/0161. 

VwGH 20.11.1996, 92/13/0304. 

VwGH 13.3.1997, 95/15/0124. 

VwGH 10.4.1997, 94/15/0211. 

VwGH 9.7.1997, 96/13.0185. 

VwGH 25.6.1998, 96/15/0251. 

VwGH 15.7.1998, 97/13/0169. 

VwGH 19.11.1998, 96/15/0051. 

VwGH 18.2.1999, 98/15/0192. 
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VwGH 30.11.1999, 94/14/0158. 

VwGH 28.3.2001, 96/13/0010. 

VwGH 25.2.2004, 2000/13/0092. 

VwGH 22.3.2006, 2001/13/0289. 

VwGH 21.09.2006, 2006/15/0118. 

VwGH 29.3.2012, 2009/15/0143. 

 

UFS-Judikatur 

UFS 7.5.2007, RV/0534-L/05. 

UFS 17.4.2008, RV/0391-L/07. 

UFS 28.5.2009, RV/0254-L/07. 

UFS 20.12.2011, RV/0103-K/09 

UFS 15.02.2012, RV/0079-F/11. 

 

Deutsche Judikatur 

BFH 11.4.2008, V R 10/07. 

BFH 18.12.2008, V R 80/07. 

BFH 19.7.2011, XI R 21/10. 

BFH 19.7.2011, XI R 29/10. 

FG München 25.1.2007, 14 K 1899/04. 

 


